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Wünscht die Fraktion der CDU das Wort zur Be-
gründung ihrer Gesetzentwürfe?

(Zuruf Abg. Zippel, CDU: Nein!)

Nein – gut. Ich eröffne damit die gemeinsame Aus-
sprache und rufe als ersten Redner Abgeordneten
Zippel von der Fraktion der CDU ans Rednerpult.

Abgeordneter Zippel, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren Abgeordneten, lassen Sie uns
den Moment nutzen, um gemeinsam eine Zeitreise
zu machen. Unser Ziel ist der 25. Oktober 1993.
Wir landen aber nicht in Erfurt, sondern auf der ehr-
würdigen Wartburg zu Eisenach. Es ist der Tag, an
dem die Abgeordneten des ersten Thüringer Land-
tags unsere Verfassung beschlossen haben. Vier
Tage später wurde die Landesverfassung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt verkündet, der gesamte
Verfassungstext nahm dabei nur 14 Seiten für sich
in Anspruch.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, warum erzähle ich
Ihnen das? Ich möchte uns allen die Bedeutung un-
seres Vorhabens, die Verfassung unseres Frei-
staats zu ändern, vor Augen führen. Die Thüringer
Verfassung steht an der Spitze der Pyramide unse-
res Landesrechts, man kann sich das gar nicht oft
genug vergegenwärtigen. Liebe Frau Kollegin Mül-
ler, ich hoffe, Sie waren bei unserem kleinen ge-
danklichen Ausflug in die Vergangenheit aufmerk-
sam dabei, Sie haben uns nämlich wiederholt Ver-
zögerung vorgeworfen bei dieser Thematik, obwohl
wir alle abgesprochenen Termine eingehalten ha-
ben. Und ich sage Ihnen an der Stelle: Eine Verfas-
sung ändert man eben nicht im Schweinsgalopp.
Wir tragen große Verantwortung. Meiner Fraktion
und mir ist es ein wichtiges Anliegen, dass wir
höchste Sorgfalt und Gründlichkeit bei der Überar-
beitung unserer Verfassung walten lassen.

Unser Gesetzentwurf zur Reform des Staatsorgani-
sationsrechts greift sieben Problemstellungen auf,
welche die Mütter und Väter unserer Thüringer Ver-
fassung vor 27 Jahren trotz all ihrer Sorgfalt einfach
nicht voraussehen konnten. Diese Herausforderun-
gen müssen und wollen wir mit unserem Entwurf
angehen. Wir wollen in der Verfassung feststellen,
dass gesetzlich vorgeschriebene Quotierungen bei
der Aufstellung von Bewerbern zu Landtags- und
Kommunalwahlen untersagt sind. Damit sichern wir
die Freiheit und Gleichheit von Wahlen und schüt-
zen demokratische Strukturen. Wir nehmen den
Menschen als Individuum in den Blick und reduzie-
ren ihn nicht auf seine Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten Gruppe. 

Zweitens beseitigt unser Gesetzentwurf die Unklar-
heiten, die sich im Rahmen der Ministerpräsiden-
tenwahl gezeigt haben. Unser Ziel ist die Sicherung
des Mehrheitsprinzips als einen der tragenden
Grundsätze der freiheitlichen Demokratie. Die von
uns vorgeschlagene Neufassung des Artikels 70
Abs. 3 erinnert zudem ausdrücklich an die Möglich-
keit, vor dem dritten Wahlgang eine Bedenkzeit ein-
zuräumen, damit mögliche Szenarien sorgfältig ab-
gewogen werden können.

Mit dem neuen Artikel 82a schlagen wir ein zusätz-
liches Instrument der direkten Demokratie vor, den
Volkseinwand. Wir wollen damit die Beteiligungs-
möglichkeiten für das Thüringer Volk ausbauen.

Die von uns vorgeschlagene Staatsschutzklausel
dient der Sicherung unserer verfassungsände-
rungsfesten Grundsätze. Mit dem Boden der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung gibt unser
Entwurf für die Einstufung als Verfassungsfeind ei-
nen klaren Maßstab vor. Damit beugen wir ideolo-
gischen Einseitigkeiten vor. Die Regelung orientiert
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sich nicht an weltanschaulichen Aspekten, sondern
an unseren verfassungsrechtlichen Grundwerten. 

Die Thüringer Kommunen sind die Herzkammer un-
seres Freistaats. Deshalb wollen wir dafür sorgen,
dass sich das Konnexitätsprinzip künftig auf alle Ar-
ten der Aufgabenzuweisung an die Kommunen er-
streckt und die Vorgaben für die Höhe des Kosten-
ausgleichs konkretisiert werden. Damit stärken wir
das kommunale Selbstverwaltungsrecht.

(Beifall CDU, FDP)

Im Rahmen der Reform des Staatsorganisations-
rechts wollen wir endlich auch die Vorgaben des
Grundgesetzes zur Schuldenbremse landesverfas-
sungsrechtlich umsetzen. Wir setzen damit ein kla-
res Signal dafür, dass aus der krisenbedingten Aus-
nahmesituation kein Dauerzustand der Neuver-
schuldung werden darf. Das verlangt die Generatio-
nengerechtigkeit von uns. 

Als siebten und letzten Punkt schlagen wir im Rah-
men der Staatsorganisationsrechtsreform vor, dem
Landtag ein eigenständiges Initiativrecht für Ände-
rungen des Haushaltsgesetzes einzuräumen. Ein
neu gewähltes Parlament erhält hierdurch die Mög-
lichkeit, die Entscheidung der vergangenen Volks-
vertretungen entsprechend dem aktuellen Willen
des Wahlvolks zu berichtigen. Damit sichern wir
das Budgetrecht des Parlaments für den Fall, dass
der Landtag in seiner vorherigen Zusammenset-
zung ein Haushaltsgesetz beschlossen hat, das
vollständig in die Legislaturperiode des neu legiti-
mierten Parlaments fällt.

Lassen Sie mich noch kurz unseren Entwurf zur
Aufnahme von Staatszielen und Stärkung von
Gleichheitsrechten vorstellen. Mit der Aufnahme
des Merkmals „Alter“ in die Aufzählung der Diskri-
minierungsverbote in Artikel 2 Abs. 3 der Thüringer
Verfassung wollen wir die Unabhängigkeit, die Teil-
habemöglichkeiten und die Würde von alten und
jungen Menschen stärken. Außerdem wollen wir in
der Thüringer Verfassung einen neuen Abschnitt
schaffen, in dem Staatsziele untergebracht werden
können, die übergreifend das Zusammenleben und
den Zusammenhalt in der Gesellschaft thematisie-
ren. 

Neben den Staatszielen der Ehrenamtsförderung
und der Nachhaltigkeit wollen wir hier das Herstel-
len gleichwertiger Lebensverhältnisse in den ver-
schiedenen Landesteilen und Maßgaben für Inte-
gration von Menschen, die sich rechtmäßig auf
Dauer im Freistaat aufhalten, als Staatsziele veran-
kern.

Zu guter Letzt schlagen wir vor, das Gebot der Bes-
tenauslese bei der Besetzung öffentlicher Ämter in

unsere Thüringer Verfassung aufzunehmen. Dies
hat den Schutz der nicht zum Zuge kommenden
Bewerber vor Ungleichbehandlungen zum Ziel. Die
Anknüpfung an Eignung, Befähigung und fachliche
Leistung dient darüber hinaus dem öffentlichen In-
teresse an einer bestmöglichen Besetzung der Stel-
len des öffentlichen Dienstes und einer effizienten
Ausübung des Staatsdienstes.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie sehen
also, es hat sich seit 1993 vieles entwickelt und es
gibt hinreichenden Handlungsbedarf. Ich denke, es
ist Zeit, dass wir die notwendigen Änderungen ge-
meinsam anpacken. Ich freue mich auf einen inten-
siven Austausch im Verfassungsausschuss und
freue mich auf den Diskurs. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Danke, Herr Zippel. Die nächste Rednerin ist Abge-
ordnete Müller von der Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:
Werte Kollegen! Sorgfalt und Gründlichkeit, Herr
Zippel, haben Sie eben genannt.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Ja! Das ist
Ihnen vielleicht fremd!)

Ich war wirklich gespannt, denn medial kam ja die
große Ankündigung von diesem Wurf, den Sie uns
auf den Tisch legen wollten. Da habe ich wirklich
den ganzen Sommer lang gebibbert und dachte,
was bringen sie denn. Unsere positive Werteord-
nung, diese Thüringer Verfassung, wo Sie eben
noch mal dargelegt haben, wann wurde sie wo ver-
abschiedet. Leider haben Sie nicht erwähnt, dass
auch die Thüringer darüber abstimmen konnten.
Sie haben sie auch dabei. Sie beginnen in Ihrem
Vorschlag mit einem Verbot. Ein Verbot in eine Ver-
fassung reinzuhauen – ich nenne es wirklich „hau-
en“ –, ist wirklich ein – das gibt es nirgends.

Da bin ich bei dem Verbot von Paritätsregelungen
im Wahlrecht. Das ist Ihnen vielleicht auch auf-
grund dessen eingefallen, dass der Verfassungsge-
richtshof so entschieden hat. Aber Sie vergessen
dabei, dass es auch bei der Entscheidung des Ver-
fassungsgerichtshofs Sondervoten gab. Zwei Son-
dervoten, die von drei Richterinnen – großes I, wir
sind beim Gendern – aufgegriffen worden sind, die
sich an der europäischen Rechtsprechung orientie-
ren. Da gibt es ganz andere Regelungen und da
muss man sagen: Nein, wir machen keine Verbote
in eine Verfassung, weil, die Verfassung soll eigent-
lich darstellen, wie wir zukünftig oder miteinander in
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Thüringen leben wollen. Das kann man nicht über
Verbote regeln.

(Beifall DIE LINKE)

Nun können Sie vielleicht auch schon raushören,
dass wir uns da zwar austauschen werden – nicht
so intim, wie Sie es eben dargelegt haben –, aber
keinesfalls zueinanderkommen. Da trennt uns doch
sehr viel. Mehr will ich dazu in dem Moment noch
nicht sagen.

Ich kann nur sagen, liebe Frauen, die das hören,
bitte aufstehen, denn – das ist ein schöner Satz –
wir sind nicht nur die Hälfte des Himmels, wir sind
nicht nur die Hälfte der Gesellschaft, nein, wir sind
auch die Hälfte der Demokratie.

(Beifall DIE LINKE)

Und von dem her werbe ich, dass wir eine große
Mehrheit finden, dieses Verbot nicht in die Verfas-
sung aufzunehmen.

Jetzt komme ich zu dem, was Sie auch vorgeschla-
gen haben in der Änderung des Artikels 83. Sie ha-
ben es so ein bisschen umschrieben, dahinter
steckt aber eigentlich die Extremismusklausel. Und
da sind wir bei der Hufeisentheorie, die funktioniert
einfach nicht mehr. Da will ich Ihnen auch sagen:
Sie haben vielleicht auch Vorbilder in Sachsen-An-
halt. Dort gab es eine große Parlamentsreform, wo
sich übergreifend CDU, Linke, Grüne und SPD ent-
schieden haben, die Antifaschismus-, Antirassis-
musklausel in ihrer Verfassung festzuschreiben.

(Beifall DIE LINKE)

Als ich das gelesen habe, habe ich gedacht: Das
kann doch wohl nicht wahr sein. Sie verkennen ei-
gentlich die wahren Feinde der Demokratie. Sie
setzen wieder irgendwelche Menschen gleich und
denken, man muss links und rechts – dieses Hufei-
sen – sofort wieder miteinander verbinden. Die
wahren Feinde – ich sage es gern noch mal – sind
wirklich die, die hier rechts außen sitzen. 

(Unruhe AfD)

Es ist der parlamentarische Arm des Faschismus,
des Rassismus und des Antisemitismus.

(Beifall DIE LINKE)

Und das muss Ihnen auch langsam bewusst wer-
den. Große Vorbilder von Ihnen, vielleicht Ri-
ta Süssmuth oder auch die CDU-Bundeskanzlerin
Angela Merkel, haben das deutlich erkannt.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Selbst CSU-Chef Söder weiß, dass das die Gefahr
der Demokratie ist. Und Sie? Sie wischen das weg
und setzen links und rechts wieder gleich.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Das ist bei
uns notiert, Frau Kollegin!)

Wir werden vielleicht im Ausschuss dann noch mal
intensiver diskutieren, aber das ist wirklich unglaub-
lich. Ich kann Sie jetzt hier wirklich nur auffordern:
Stimmen Sie für die ausdrückliche, verfassungs-
rechtliche, verbindliche Feststellung, dass Faschis-
mus und Neonazis, Antisemitismus und Rassismus
kein Teil der Werteordnung der Thüringer Verfas-
sung sind, diese Unwerte deshalb auch in Gesell-
schaft und Staat keinen Platz haben dürfen und
dass alle Akteure, die sich in der Zivilgesellschaft
gegen Faschismus und Neonazismus, gegen Anti-
semitismus und Rassismus engagieren, dafür auch
Unterstützung erhalten sollen! Dazu fordere ich Sie
hier wirklich auf.

(Beifall DIE LINKE)

Die Menschenwürdegarantie des Artikels 1 soll da-
mit auch ergänzt werden, denn die Menschenwür-
degarantie, zuerst verankert in Artikel 1 Grundge-
setz, ist eine bewusst gewollte deutliche Absage an
den Faschismus und seine Verbrechen, und die
Menschenwürdegarantie ist ein deutlich und be-
wusst gewolltes inhaltliches Gegenprogramm zu
Faschismus, Neonazismus, Antisemitismus und
Rassismus. 

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Wie die
DDR!)

(Zwischenruf Abg. Herold, AfD: Und Neostali-
nismus!) 

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Das ist so krass; da sind Millionen ermordet
worden und Sie setzen das gleich!)

Ich glaube, wir müssen darüber nicht diskutieren. 

Ich komme jetzt mal zu dem Thema „Schulden-
bremse“, die der CDU-Gesetzentwurf in Artikel 98
wieder mal aufwärmt. Wir haben es schon mehr-
fach gesagt, wir lehnen das ja auch ab. Die Schul-
denbremse ist strukturell überflüssig, Sie haben es
selber gesagt, es steht schon im Grundgesetz. Und
da komme ich mal mit Blick darauf, wie kommt man
immer wieder dazu, diese Schuldenbremse, die
schwarze Null, reinzubringen, zu der Mär der
schwäbischen Hausfrau. Ich kann Ihnen sagen, ich
habe auch ein paar Jahre in Baden-Württemberg
gelebt: Diesen Mythos von der schwäbischen
Hausfrau gibt es nicht; auch die geben Geld aus.
Stellen Sie sich jetzt mal vor, wir würden diese
Schuldenbremse in der Thüringer Verfassung
schon verankert haben und hätten das 1,8-Milliar-
den-Euro-Hilfsprogramm nicht auf den Weg bringen
können, wo wir Kommunen, wo wir Soloselbststän-
dige, Menschen, die in Not geraten sind, hätten un-
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terstützen können. Was wäre das für ein Auf-
schrei?! Das allein zeigt, dass die Schuldenbremse
eine reine Ideologie von den konservativen Par-
teien ist und keinen weiterbringt. 

Ich kann Ihnen noch ein Beispiel bringen – wenn
gerade überall darüber geredet wird, dass der Wald
stirbt: Nun überlegen Sie sich mal: Ein neuer Forst-
unternehmer braucht eine große Rückemaschine,
muss dafür ca. 500.000 Euro aufbringen und würde
sich das Geld erst einmal ansparen, bis er sich die-
se Maschine leisten kann. Dann ist der Wald ganz
tot. Damit kommen Sie also gar nicht weiter. Von
daher muss man ein bisschen die Einnahmen und
Ausgaben miteinander verknüpfen und diese Schul-
denbremse bringt uns da auf keinen Fall weiter.

Insofern können wir jetzt schon mal sagen: Da
kommen wir nicht zueinander. Denn der Staat hat
eine Verantwortung. Durch dieses Nichtausgeben,
wenn wir sparen würden bei den Ausgaben, gerade
was die sozialen Ausgaben sind, würde die Schere
zwischen Arm und Reich nämlich noch größer. Das
lehnen wir als Rot-Rot-Grün zumindest ab. 

Sie schlagen auch ein neues Verfahren hinsichtlich
der Wahl des Ministerpräsidenten vor. Sie sagen:
zwei Wochen Bedenkzeit. Da will ich mal sagen:
Wer sich vorher nicht im Klaren ist, wenn er sich
hier in das Parlament wählen lässt, wen er denn
zum Ministerpräsidenten wählt – dann helfen zwei
Wochen auch nicht mehr. Von daher kommen wir
da in dem Moment nicht zusammen. 

Jetzt komme ich mal zu dem, wo ich Sie direkt auf-
gefordert hatte und sagte: Bringen Sie doch nach
diesen Anhörungen, die wir in der vergangenen Le-
gislaturperiode hatten, das fakultative Referendum
noch mal, bringen Sie es doch. Das hatte ich Ihnen
gesagt, da standen wir da hinten. Nun haben Sie es
wieder eingebracht. 

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Das ist ja ein
ganz starkes Argument!) 

Nun haben Sie es wieder eingebracht. Sie sagen
jetzt, es wäre der Volkseinwand. Das klingt erst mal
total nett, weil das die Sachsen in ihrem Koalitions-
vertrag auch so beschrieben haben. Nun haben Sie
aber diesen Volkseinwand, diese Gesetzgebung, so
gebaut: Sie haben gedacht, man kann das, was in
der Schweiz funktioniert, einfach hier irgendwie
überstülpen. Das funktioniert nicht. Da müssen wir
wirklich mal diskutieren, wie man das verbessern
kann, und natürlich müssen wir das in den Fraktio-
nen auch noch mal diskutieren, ob es das ist, was
wir wirklich wollen. Aber auf diese Anhörung freue
ich mich wirklich. Denn eines muss man auch sa-
gen: Wir haben so viele direktdemokratische Ele-
mente, wir haben das Volksbegehren, den Volks-

entscheid, das läuft ins Leere, weil wir immer noch
den Finanzvorbehalt in der Verfassung stehen ha-
ben. Hier sagen Sie explizit, der Finanzvorbehalt
soll da nicht gelten. Aber da, wo Menschen aktiv
werden, etwas gestalten wollen, da soll er weiter
drinbleiben, der Finanzvorbehalt; das geht nämlich
auch nicht. Man kann nicht einfach direktdemokra-
tische Elemente irgendwie gegenüberstellen, den
Dialog oder das Vetorecht, wie auch immer man es
nennt, und dann unterschiedliche Regelungen da-
ran haben. Das funktioniert einfach nicht. Wir sa-
gen, der Finanzvorbehalt muss erst mal aus der
Verfassung. Wir müssen das direktdemokratische
Element, was es jetzt schon gibt, stärken, damit es
nämlich nicht zum Leerlauf wird. Das ist unsere An-
sicht in diesem Punkt. 

Was uns sehr verwundert hat, ist, dass Sie erneut
Nachhaltigkeit und Ehrenamt einbringen, dazu ha-
ben wir ja schon einen Gesetzentwurf in den Anhö-
rungen. Da haben wir gedacht, warum machen Sie
jetzt schon wieder einen neuen, lassen Sie uns
doch erst mal das auswerten, was wir da gehört ha-
ben, denn das war sehr spannend. Da können wir
auch schon sagen: Da können wir gegebenenfalls
zusammenkommen, wenn es noch ein paar Verän-
derungen gibt. Aber warum Sie jetzt schon wieder
erneut einen Gesetzentwurf dazu eingebracht ha-
ben, ist uns …

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Das nennt
sich Gesamtpaket, Frau Kollegin! Sie haben
sich doch so darauf gefreut!)

Das können Sie verkaufen, wie Sie wollen, das
glaubt Ihnen doch draußen kein Mensch. 

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Das haben
die Experten aber anders gesehen!)

Aber nicht, dass Sie schon wieder Ehrenamt und
Nachhaltigkeit bringen. 

(Zwischenruf Abg. Mitteldorf, DIE LINKE:
Das war ein Rohrkrepierer!)

Ja, ich glaube, der erste war ein Rohrkrepierer, das
kann man so nennen, Kollegin Mitteldorf. 

(Unruhe CDU)

Was gut ist: Die Herstellung gleicher Lebensver-
hältnisse sollte wirklich Platz finden, das hat die An-
hörung zur Nachhaltigkeit explizit noch mal be-
nannt. Und man sollte die Nachhaltigkeit nicht nur
auf Umwelt, Ökologie, Ökonomie – ich gehe da mal
in Ihre Richtung – nehmen, sondern wirklich breit
gefächert und da spielt auch das Thema „Bildung“
mit hinein. Lassen Sie uns da einfach weiter disku-
tieren, wie wir da vorwärtskommen, darauf freue ich
mich.
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Unstrittige Zustimmung gibt es zum Vorschlag, den
Schutz vor Altersdiskriminierung – jetzt hören Sie
zu – in den Artikel 2 aufzunehmen. Hier erhoffen
wir uns als Linke von der Anhörung im Verfas-
sungsausschuss noch mehr Anhaltspunkte für die
praktische Konkretisierung dieses Staatsziels. Wir
sind ja gar nicht abgeneigt bei bestimmten Punkten,
wir wollen ja mit Ihnen diskutieren. 

Größere Probleme haben wir als Linke-Fraktion mit
den von der CDU vorgeschlagenen Regelungen zur
Integration bzw. Inklusion von Migrantinnen bzw.
Menschen mit Migrationshintergrund. Wir fänden es
im Grundsatz sehr gut, ein solches Staatsziel auf-
zunehmen, allerdings nicht in der von der CDU ge-
wählten Formulierung. Ihre faktische Beschränkung
nur auf die EU-Bürgerinnen und die Betonung des
legalen Aufenthalts sind diskussionswürdig, denn
für uns als Linke gilt: Kein Mensch ist illegal.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Das sind
Gesetze, Frau Kollegin!)

Alle Menschen in Thüringen unabhängig von ihrer
Staatsangehörigkeit sollen gleiche politische Teilha-
be erhalten, denn wer von den Gesetzen betroffen
ist, soll auch darüber mitentscheiden können, das
ist zumindest unsere Wahrnehmung.

Weitere Formulierungen bzw. zumindest Rege-
lungsansätze aus dem Integrationsstaatsziel schei-
nen aus dem CDU-Gesetzentwurf für ein Thüringer
Integrationsgesetz zu stammen, das die CDU in der
6. Wahlperiode in den Landtag eingebracht hatte.
Schon damals haben wir als Fraktion die sehr un-
gute Ausrichtung dieses Integrationsgesetzes am
Konstrukt der deutschen bzw. abendländischen
Leitkultur deutlich kritisiert. Die Linke – und das sa-
ge ich Ihnen auch noch mal deutlich – ist für eine
Inklusion von Menschen mit Migrationshintergrund
bzw. Migrantinnen in der Gesellschaft und das mit
all ihrer bereichernden und belebenden Vielfalt und
mit der notwendigen Unterstützung. Wir Linken leh-
nen aber jegliche germanisierende Zwangsassimi-
lation ab. 

(Beifall DIE LINKE)

(Unruhe CDU)

Eine juristische Einschätzung der Landtagsverwal-
tung zum Integrationsgesetz zeigte zudem zahlrei-
che verfassungsrechtliche Probleme des CDU-Ge-
setzentwurfs auf. Auch die neue Reglung in Arti-
kel 96 zum Zugang zu öffentlichen Ämtern dürfte
verfassungsrechtlich problematisch sein.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Das ist
rechtlich fragwürdig!)

Einer ersten Einschätzung nach bleiben Sie hinter
dem geltenden EU-Recht zurück. Also Sie ver-
schlimmern die Situation, als dass Sie sie verbes-
sern. Von daher lassen Sie uns diskutieren, wie wir
zukünftig in Thüringen miteinander leben wollen.
Lassen Sie uns eine positive Werteordnung fest-
schreiben. Ich freue mich auf die Anhörungen und
wir werden sehen, was wir am Ende für die Thürin-
gerinnen und Thüringer, für die Menschen verbes-
sern können. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Danke, Frau Müller. Ich rufe jetzt Abgeordnete
Baum von der Fraktion der FDP auf.

Abgeordnete Baum, FDP:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen Abgeordnete, ich weiß gar
nicht, ob ich bei der Emotionalität jetzt so richtig
mithalten kann. Wir Freien Demokraten sind, was
die Ausformulierung des Verfassungstextes angeht,
immer eher ein bisschen zurückhaltend und stehen
Änderungen sehr kritisch gegenüber, nur damit Sie
sich am Ende meiner Rede nicht wundern. Wir be-
schäftigen uns natürlich gern mit den unterschied-
lichen Vorschlägen im Ausschuss und diskutieren
das. Ich muss aber sagen, bisher hat mir im Anhö-
rungsverfahren ein bisschen das Wort von den Ver-
fassungsrechtlern gefehlt, die sich damit fachlich
auskennen, aber das kann ja noch kommen. 

Lassen Sie mich auf ein paar Sachen eingehen, die
die CDU jetzt hier vorgeschlagen hat, und damit ei-
ne Art Gegenpol legen möchte, nehme ich mal an,
oder den Katalog ergänzen möchte, den die Kolle-
ginnen und Kollegen von Rot-Rot-Grün schon vor-
gelegt haben. 

Zum Thema des Verbots der Quotierung muss ich
Frau Müller ein ganz kleines Stück recht geben. Ein
Verbot in der Verfassung finde ich schwierig.

(Beifall DIE LINKE)

Ich glaube zu wissen, wo die CDU damit hinwill,
aber ob das jetzt als Riegel in der Form funktioniert,
wie Sie sich das ausgedacht haben, da bin ich mir
nicht so sicher, zumal wir an der Stelle auch einfach
sehen müssen, welche Auswirkungen das auf die
Folgegesetzgebung hat. Allein mit dem Inkrafttreten
einer solchen Regelung würde zumindest § 16 des
Thüringer Landeswahlgesetzes plötzlich als verfas-
sungswidrig dastehen. Das müsste man durchaus
noch mal diskutieren, in welche Richtung Sie da
wollen. Grundsätzlich bin ich da eher skeptisch,
dass wir uns dahinterstellen wollen.
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Das Thema „Ministerpräsidentenwahl“ ist nun in
diesem Hause ausreichend diskutiert worden und
zeigt, dass dieses Thema „Jastimmen/Neinstim-
men, mehr von der einen oder anderen Seite“ ein
Thema ist, was Rechtsklarheit braucht. Insofern be-
grüße ich, dass wir dazu eine Diskussion anstre-
ben, die auch genau da reingehört, nämlich in den
Verfassungsausschuss, und nicht in andere Institu-
tionen, die an der Stelle darüber nicht entscheiden
konnten. Allerdings haben Sie eine Formulierung
hineingebracht, die mir Fragezeichen ins Gesicht
gezaubert hat, nämlich, dass der dritte Wahlgang
auf einmal zu einer Kann-Regel wird. Das würde
ich gern noch mal diskutieren. Aus meiner Sicht
muss an der Stelle zwingend ein dritter Wahlgang
vorgesehen werden. Lassen Sie uns bei der Sache
mit der Kunstpause zwischen dem zweiten und
dem dritten Wahlgang im Verfassungsausschuss
noch mal genauer austarieren, wie das aussehen
kann.

Beim Thema „Volkseinwand“, muss ich ganz ehrlich
sagen, habe ich tatsächlich ein Rechtstextproblem,
wenn Sie ein Instrument der direkten Einflussnah-
me in die Verfassung eintragen wollen, die üblicher-
weise unter Artikel 45 aufgezählt sind, da dieser
Volkseinwand momentan nicht aufgezählt ist und
dementsprechend eigentlich nicht mal mehr ergänzt
werden kann, weil Artikel 45 durch Artikel 83 ge-
sperrt ist. Das heißt, hier geht es nicht nur um die
Umsetzung, wozu ich auch noch ein paar Detailfra-
gen hätte, aber hier ist tatsächlich die Frage, ob
das in der Form als Instrument überhaupt noch in
die Verfassung eingefügt werden kann. 

Die Verantwortung der Bürger für die demokra-
tischen Grundwerte: Das hatte so einen ganz komi-
schen Beigeschmack, muss ich ganz ehrlich sagen.
Sie wollen ein Bekenntnis des Staats zum Schutz
der demokratischen Grundwerte. Das steht an an-
deren Stellen auch schon so in der Verfassung,
dass das die Grundlage dieser Verfassung und da-
mit auch die Grundlage des staatlichen Handelns
und dieser Demokratie ist. Jetzt aber den Bürger
zum Ritter der demokratischen Grundwerte zu ma-
chen, das hatten wir, glaube ich, schon mal zu einer
Zeit, dessen Ende wir vor 30 Jahren gefeiert haben.
Das finden wir ganz schwierig, das hat einen ganz
schwierigen Beigeschmack bei mir. 

Über das Konnexitätsprinzip müssen wir nicht strei-
ten. Bei der Schuldenbremse verstehe ich nicht so
richtig, warum Sie die existierende Obergrenze, al-
so diese Kopplung an die Investitionssumme, die
bereits drinsteht, jetzt an der Stelle streichen wol-
len. Bei den Haushaltsänderungen sehen wir die
Gefahr, dass wir dann zukünftig regelmäßig über

Haushaltsgesetzgebung diskutieren. Da würde ich
gern noch mal nachverhandeln wollen.

Was die ganzen Sachen „Staatsziele“ angeht, auch
diese Gleichheitsregularien, die Sie hier mit einbrin-
gen – ich habe Stück für Stück das Gefühl, dass wir
hier versuchen, Symbolpolitik und Zielgruppenpoli-
tik über die Verfassung auszutragen. Das finde ich
nicht richtig. In den Anhörungen im Verfassungs-
ausschuss waren sich die Angehörten ziemlich ei-
nig, dass das bei der Aufnahme von Staatszielen in
die Verfassung nur ein Symbol sein kann. Es geht
quasi um eine Plakatwirkung, denn eigentlich geht
es um das, was danach folgt. Da, muss ich ganz
ehrlich sagen, wäre es mir eigentlich lieber, wir wür-
den mit den Maßnahmen anfangen und dafür sor-
gen, dass sich zum Beispiel Ehrenamtler besser in
ihrer Aufgabe aufgehoben fühlen und dass die
Nachhaltigkeitsprinzipien, die schon Teil der Ge-
setzgebung in Thüringen sind, auch einfach umge-
setzt werden. 

(Beifall FDP)

Eine Stelle, die muss ich hier noch anbringen, weil
ich wirklich sehr witzig fand, dass Sie gesagt ha-
ben, dass Bürgerrechte nur für deutsche Staatsan-
gehörige in die Verfassung eingetragen werden
müssen, was in dem Wort „Bürgerrechte“ schon im-
pliziert ist.

Lassen Sie mich abschließend Folgendes anmer-
ken: Nicht umsonst gibt es ein relativ hohes Quo-
rum für die Änderung der Verfassung, denn wir re-
den hier über das absolute Fundament unseres
Rechtssystems. Aus der Verfassung leiten sich alle
Rechte zu den Rechtsnormen Thüringens ab. Bei
den vorliegenden Beispielen und auch in den Anhö-
rungen kann ich mich – das habe ich bereits gesagt
– des Eindrucks nicht erwehren, dass versucht
wird, Zielgruppen- und Symbolpolitik über der Ver-
fassung auszutragen. Wenn es Regeln gibt, die wir
in der Verfassung haben, die einer Klärung bedür-
fen – die Ministerpräsidentenwahl, der dritte Wahl-
gang, ist tatsächlich eine solche Frage –, dann kön-
nen wir darüber debattieren und gemeinsam mit
Verfassungsrechtlern dort sinnvolle Formulierungen
finden. Aber die Verfassung ist kein Bestellzettel.
Wenn die Verfassung alle Menschen gleichsetzt,
dann müssen wir nicht noch irgendwo aufzählen,
an welcher Stelle sie gleichgesetzt sind, sondern
sie sind einfach gleichwertig zu behandeln. Punkt!

(Beifall SPD, FDP)

Gehen wir lieber konkrete Probleme an, machen
wir Gesetze, die gesellschaftliche Probleme auf-
greifen und lösen, aber gestehen wir der Verfas-
sung weiter die fundamentale Aufgabe zu, allge-
meingültig und zeitlos zu sein. Die Überweisung an
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den Verfassungsausschuss tragen wir gern mit und
freuen uns auf die Diskussion. Danke.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:
Danke, Frau Baum. Die nächste Rednerin ist Abge-
ordnete Wahl von der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen.

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren!
Die Verfassung hat das Individuum im Blick: ein
schöner Satz, mit dem die CDU die Begründung ih-
rer Vorschläge zur Reform des Staatsorganisations-
rechts beginnt. Doch leider hört der Absatz damit
nicht auf, sondern es wird weiter ausgeführt: „Ge-
setze, die eine Quotierung zum Inhalt haben, […]
stehen […] im Widerspruch zur Gleichberechtigung
aller Kandidaten […]“. Es ist der Versuch von Ihnen,
Ihren Gesetzesvorschlag zum Verbot der Quotie-
rung zu begründen. Es dürfte für jeden leicht zu er-
raten sein, dass wir als Grüne diesen Vorschlag
konsequent ablehnen.

Ich möchte aber kurz noch mal erläutern, warum
und worin die Analyse in der CDU in dieser Frage
hinkt. Prinzipiell gehen Menschen davon aus, dass
Leistung, Kompetenz oder zum Beispiel der Bil-
dungsgrad darüber entscheiden würden, wer es in
besonders einflussreiche Positionen in unserer Ge-
sellschaft schafft. Auch der oben zitierte Begrün-
dungstext beruht implizit auf der Annahme, dass
aktuell alle Menschen dieselben Chancen hätten.
Aber in den wichtigsten Machtpositionen unserer
Gesellschaft sind immer noch vor allem Männer an-
zufinden. 

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Bundes-
kanzler Merkel!)

In den Vorständen der wichtigsten Dax-Unterneh-
men beispielsweise sitzen 640 Männer – Herr Zip-
pel: 640 Männer – und sage und schreibe 61 Frau-
en. Wenn man nun davon ausgeht, dass allein
Kompetenz und Leistung eine Rolle spielen wür-
den, dann hieße das im Umkehrschluss, wir hätten
in Deutschland nur 61 fähige Frauen, die so etwas
hinbekämen. 61? Es kann mir keiner erzählen,
dass es nicht mehr gut ausgebildete, intelligente
und gewillte Frauen gebe, die bereit sind, Verant-
wortung zu übernehmen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deshalb ist es höchste Zeit, unsichtbare Quoten
abzuschaffen, um Gleichberechtigung erst herzu-
stellen. Schaffen wir die 91-Prozent-Quote für Män-

ner in den Dax-Vorständen ab, schaffen wir die un-
sichtbare 90-Prozent-Quote unter Landräten ab
oder die 69-Prozent-Quote unter den Thüringer Ab-
geordneten! Genau diese Zahlen zeigen, warum ei-
ne 50-Prozent-Quote eben keine Abkehr vom Leis-
tungsprinzip darstellt. Sie ermöglicht es erst,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

weil dann unabhängig vom gesellschaftlichen Habi-
tus, unabhängig von unsichtbaren Codes oder tra-
dierten Machtstrukturen der Beste unter den Män-
nern und die Beste unter den Frauen ausgewählt
wird. Deshalb lehnen wir diesen Vorschlag ab. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich bin froh, dass von Ihnen neben diesem – zum
Glück – auch der eine oder andere gute Vorschlag
kam.

Damit zu den Staatszielen: Auch wir begrüßen die
Anerkennung des Werts von Ehrenamt durch eine
Nennung in der Verfassung. Eigentlich haben sich
auch alle Anzuhörenden in der Anhörung des Ver-
fassungsausschusses letzte Woche dafür ausge-
sprochen, dem so wichtigen ehrenamtlichen Enga-
gement in unserer Gesellschaft mehr Wertschät-
zung zukommen zu lassen. Diskutieren müssen wir
im Ausschuss aber noch mal die Begriffe „Gemein-
wohl“ und „Gemeinschaft“. Gemeinwohl, wie es die
CDU anregt, ist juristisch, vor allem rechtstheore-
tisch umstritten. Hier schließe ich mich der Betrach-
tung von Dr. Kullmann im Verfassungsausschuss
an. Der Begriff „Gemeinwohl“ ist ein rechtsphiloso-
phischer Begriff, der sicherlich auch angemessen
und nicht unangebracht ist. Dennoch ist der Begriff
„Gemeinschaft“ aus unserer Sicht besser, weil er
eingängiger und klarer ist und weil das Ehrenamt
nicht in einer abstrakten Weise in die Gesellschaft
eingebracht wird, sondern man sich bewusst ist,
dass man das für andere, für die Gemeinschaft tut.
In der Anhörung hat sich aber auch gezeigt, dass
die Aufnahme des Staatsziels „Ehrenamt“ eben nur
der erste Schritt sein kann, und das haben viele der
Anzuhörenden bestätigt, dass so etwas wie eine
Ehrenamtsstrategie oder ein Ehrenamtsgesetz wei-
tergehend gebraucht wird. 

Nicht nachvollziehen können wir allerdings den Vor-
schlag, direkt dahinter einen Nachhaltigkeitspassus
in der Verfassung als neuen Artikel 41b einzufügen.
Denn in der mündlichen Anhörung wurden vor al-
lem zwei Varianten von den Anzuhörenden vorge-
schlagen: Die eine war, den Artikel allgemein weiter
vorn in der Verfassung zu verankern, weil damit
klargestellt würde, dass Nachhaltigkeit ein Grund-
prinzip staatlichen Handelns sein muss, das sich
eben in jeglichem staatlichen Handeln nieder-
schlägt. Oder die zweite Variante wäre, das Nach-
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haltigkeitsprinzip beim Umweltteil anzusiedeln, wie
es auch der rot-rot-grüne Vorschlag vorgesehen
hat, denn mehrere Anzuhörende haben noch mal
sehr deutlich gesagt, dass ein starker Nachhaltig-
keitsbegriff eben auf den planetaren Grenzen auf-
baut und damit die Ressourcen als unsere Lebens-
grundlage im Blick hat.

Aufgeschlossen sind wir auch gegenüber einem
Verbot der Altersdiskriminierung. Allerdings muss
man sagen, dass dies auch schon bei geltendem
Recht in Kraft ist. Schon die Charta der Grundrech-
te der Europäischen Union verankert ein Verbot der
Altersdiskriminierung und die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts geht in dieselbe Rich-
tung. Dennoch gibt es tatsächlich in der Praxis im-
mer wieder Beispiele, wo aufgrund von Alter Men-
schen Steine in den Weg gelegt werden. Ich denke
zum Beispiel an Menschen, die mit über 50 ihren
Job verlieren und oft berichten, wie schwierig es für
sie ist – und manchmal leider unmöglich –, einen
neuen Job zu finden. Hier sind wir als Politik ge-
fragt, mehr Chancengerechtigkeit herzustellen. Da-
her sehen wir durchaus, dass die Leit- und Symbol-
funktion einer Verfassung hier gestärkt werden
kann.

Uns Grünen geht es aber immer auch darum, dass
man nicht nur warme Worte in die Verfassung
schreibt, sondern auch Taten folgen. Staatsziele
müssen durch detaillierte Gesetze, folgerichtige
Umsetzung in der Verwaltung und anständige Fi-
nanzierung konkretisiert werden. Aus diesem
Grund sind wir von der gewählten Formulierung für
die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse
noch nicht ganz überzeugt. Damit es nicht bei war-
men Worten bleibt, wäre hier vielleicht eine Formu-
lierung besser, die sich tiefer mit der Thematik der
regionalen Strukturförderung beschäftigt und nicht
bei dem identischen Wortlaut des Grundgesetzes
bleibt.

Sehr kritisch sehen wir die Vorstellung, die die CDU
scheinbar von Integration hat. Da schließe ich mich
meiner Vorrednerin an. Zwar heißt es im ersten Ab-
satz des neuen Artikels 41d noch, dass das Zusam-
menleben von Menschen unterschiedlicher Her-
kunft in Thüringen gefördert werden soll. Das ist ein
begrüßungswerter Passus, der für sich allein voll-
kommen okay wäre. Aber die folgenden Absätze
machen leider klar, dass es Ihnen von der CDU
eben nicht um ein Zusammenleben verschiedener
Kulturen auf Augenhöhe geht, sondern Sie machen
damit die leidige Leitkulturdebatte wieder auf. Mi-
grantinnen und Migranten müsse die deutsche Kul-
tur vermittelt werden und sie müssen die Normen
deutschen Zusammenlebens teilen. Das dürfte sich
juristisch übrigens auch als schwierig interpretierbar

darstellen. Wo sind denn bitte die Normen deut-
schen Zusammenlebens definiert?

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Am
Ballermann!)

Sind Sie wirklich der Meinung, alle Menschen in
Deutschland würden denselben Normen folgen?
Verändern sich Normen in einer Gesellschaft nicht
sowieso andauernd und sind absolut nichts Bestän-
diges? Sie sehen also, dass dieser Begriff in der
Verfassung Schwierigkeiten bereiten könnte. 

Darüber hinaus sagen wir als Grüne auch ganz
klar: Integration ist keine Einbahnstraße.

(Beifall DIE LINKE)

Eine gelungene Integration ist sowohl auf die Willig-
keit des einzelnen Menschen als auch auf die Auf-
geschlossenheit der integrierenden Gemeinschaft
angewiesen. Also: Integration Ja, Assimilation Nein.
Die Formulierung der CDU enthält viele richtige
Wörter und wir freuen uns auf die Debatte darüber.
Es muss aber klar sein, dass die Thüringer Verfas-
sung nicht die Hintertür sein kann, über die überhol-
te Konzepte, wie deutsche Leitkultur oder Assimila-
tion von Fremden, wieder Eingang finden. 

Jetzt möchte ich noch mal auf die Vorschläge zum
Staatsorganisationsrecht zu sprechen kommen.
Grundsätzlich setzt Grüne-Demokratie in Verfas-
sungspolitik auf hohe Beteiligung aller in Politik und
bei Staatsgeschäften. Wir stehen unwiderruflich
zum Parlamentarismus und zur Stärkung der direkt-
demokratischen und partizipatorischen Instrumente
gleichzeitig. Eine lebendige und funktionierende
Demokratie ist der beste Schutz für eine breite Ak-
zeptanz demokratischer Werte. Durch eine positive,
gestaltende Beteiligung der Menschen an demokra-
tischen Mechanismen kann es uns gelingen, dass
das politische System wieder an Akzeptanz ge-
winnt, gerade bei denjenigen, die heute eher miss-
trauisch zu ihm schauen. 

Daher direkt zu dem durch die CDU vorgeschlage-
nen Volkseinwand: Wir sagen Ja zu allen Mecha-
nismen und Instrumenten, die positiv Vorschläge
und Ideen der Menschen in die institutionalisierte
Politik bringen. Eine höhere Beteiligung der Men-
schen und der Ausbau direktdemokratischer Mittel,
die es Menschen ermöglichen, sich effektiv in die
demokratischen Prozesse einzubringen, ist unser
Ziel. Dazu gehören zum Beispiel die Absenkung
von Quoren und auch der Abbau des Finanzvorbe-
halts, wie wir es als Rot-Rot-Grün bereits als Vor-
schlag eingebracht haben. 

Zu Artikel 83: Zur Bekämpfung der Feinde der De-
mokratie ist für uns selbstverständlich, dass Staat
und Gesellschaft ihren Gegnern entgegenzutreten
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haben. Allerdings finde ich es sehr bedenklich,
dass Sie mit dieser Formulierung die Hufeisentheo-
rie wieder anklingen lassen. Da gebe ich Frau Mül-
ler recht. Wann erkennen Sie endlich an, dass die
größte Gefahr für unsere Demokratie in rechtsex-
tremen Bestrebungen besteht?

(Beifall DIE LINKE)

Schon Karl Popper hatte erkannt, dass es eben kei-
ne Toleranz gegenüber den Intoleranten geben
darf. Allerdings ist – das können Sie nachlesen –
dies keine Frage ... 

(Unruhe FDP)

Ich schicke Ihnen das mal. Da gibt es eine schöne,
kleine Zusammenfassung, die das gut erklärt.

Vizepräsident Bergner:
Entschuldigung, meine Damen und Herren, Frau
Kollegin Wahl hat das Wort.

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Danke schön. 

Wir sind uns allerdings sowieso einig, dass dies
keine Frage ist, die sich über einen Verfassungstext
lösen lässt. 

(Unruhe im Hause)

Vizepräsident Bergner:
Jetzt bitte ich noch mal um Ruhe hier im Saal. Das
betrifft alle Seiten. Frau Kollegin Wahl hat jetzt das
Wort, meine Damen und Herren.

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Danke schön. Es ist auch nicht mehr lange. 

Wir sind uns sowieso einig, dass wir sie nicht über
einen Verfassungstext verteidigen können, sondern
dass wir vor allem als Demokratinnen gefordert
sind, nämlich aufzustehen gegen Rassismus, zu wi-
dersprechen bei menschenfeindlichen Äußerungen
und niemals leise zu sein bei Unrecht und Unge-
rechtigkeit. Ich glaube, das ist der richtige Ansatz-
punkt, wenn wir die Demokratie schützen wollen. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Last, but not least, sind wir überrascht, dass die
CDU auch das ganz große Thema „Finanzverfas-
sungsrecht“ in den Verfassungsausschuss ein-
bringt. Das wollen wir zu einer Zeit, wo wir gerade
so intensiv darüber diskutieren, wie wir mit sinnvol-
len investiven Maßnahmen einen langfristigen Wirt-
schaftseinbruch und dadurch auch hohe Arbeitslo-
senzahlen verhindern können? Genau deshalb ist

für uns klar, dass in der Thüringer Verfassung der
falsche Platz für überholte Theorien der schwarzen
Null ist. Wir sagen Ja zu einem starken Parlament
auch in Finanzsachen, Nein zu drakonischer Spar-
politik mit Verfassungsrang.

Sie sehen also, es gibt durchaus einiges an Diskus-
sionspotenzial. Ich freue mich daher sehr auf die
Debatte im Ausschuss. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Kollegin Wahl. Das Wort hat jetzt
für die AfD-Fraktion Abgeordneter Sesselmann.

Abgeordneter Sesselmann, AfD:
Sehr geehrte Damen und Herren, Herr Präsident,
wir haben einiges Richtiges schon gehört zu den
beiden weiteren Gesetzentwürfen, die die CDU hier
einbringt, die auf umfangreiche Änderungen unse-
rer Landesverfassung hinzielen. Diese Gesetzent-
würfe kommen zu den vier Gesetzentwürfen hinzu,
die bereits im Verfassungsausschuss beraten wer-
den. Zwei dieser Gesetzentwürfe, nämlich die aus
den links-grünen Fraktionen, zielen auf sehr umfas-
sende Änderungen der Verfassung ab. Das hat of-
fenbar auch die CDU dazu angespornt, in einen
verfassungspolitischen Überbietungswettbewerb
mit Rot-Rot-Grün zu treten und nun eine ganze Rei-
he von Vorschlägen einzubringen, mit denen die
Landesverfassung erweitert – um nicht zu sagen:
aufgebläht – werden soll. Das, meine Damen und
Herren, ist verfassungspolitischer Aktionismus,
noch dazu ein verfassungspolitischer Aktionismus
zur Unzeit.

(Beifall AfD)

Ich muss es etwas erläutern, da in diesem Hohen
Haus offenbar aus dem Blick geraten ist, worum es
bei einer Verfassung und bei Verfassungsänderun-
gen geht. Eine geschriebene Verfassung legt die
allgemeinen normativen Grundlagen der politischen
Ordnung eines Gemeinwesens fest. Die Verfassung
stellt das Fundament der öffentlichen Ordnung dar;
sie ist auf Stabilität, also auf einen langen, im Grun-
de auf einen unbestimmten Zeithorizont hin ange-
legt. Eben deshalb enthält sie nur Regelungen, die
über das politische Tagesgeschehen hinausweisen,
also insbesondere Regeln zur Ausgestaltung der
Staatsgewalt, Verfahrensregeln, Kompetenzzuwei-
sungen, Grundrechte, grundrechtsgleiche Rechte
und Staatszielbestimmungen. Ihre Beschränkung
auf die großen Linien der politischen Ordnung ist
ein Garant sowohl für die Flexibilität als auch für die
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Stabilität der Verfassungsordnung. Der lange Zeit-
horizont, auf den die Verfassung orientiert ist, er-
weist sich auch als eine Einsicht, Staatsklugheit,
dass man eine Verfassung niemals zum Zwecke
des politischen Alltagsgeschäfts oder aus tagesak-
tuellen Nöten heraus ändern sollte.

Und, Frau Baum – ich habe mir das notiert –, ich
fand es gut, als Sie erwähnten, diese Verfassung
darf nicht zu einer Zielgruppen- und Symbolpolitik
degradiert werden. Das sehen wir genauso.

(Beifall AfD)

Genau diese Staatsklugheit, sehr verehrte Damen
und Herren, wird aber gegenwärtig von CDU und
Rot-Rot-Grün missachtet. Das ist überaus bedenk-
lich, weil es am Ende unserer Verfassungsordnung
schaden wird, denn die Verfassung wird zur kleinen
Münze entwertet, wenn sie ins politische Tagesge-
schäft hineingezogen wird oder – schlimmer noch –
wenn sie politische Verhandlungsmasse zur Vorbe-
reitung künftiger Koalitionen wird, so wie es hier der
Fall zu sein scheint. Soll hier eine Koalition aus
CDU und Linkspartei angebahnt werden? Es sieht
fast so aus.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Da ist er
wieder! Schönen Dank und herzlichen Glück-
wunsch!)

Meine Damen und Herren, die AfD-Fraktion sieht
diesen verfassungspolitischen Aktionismus von
CDU und Rot-Rot-Grün mit großer Sorge, und zwar
deshalb, weil wir überzeugt sind, dass die Thürin-
ger Verfassung so, wie sie ist, grundsätzlich eine
gute und bewährte Verfassung ist.

(Beifall AfD)

Selbstverständlich bedeutet das nicht, dass Verfas-
sungsänderungen per se abzulehnen wären. Tat-
sächlich mag man sogar über die eine oder andere
Änderung nachdenken, das sieht auch meine Frak-
tion so. In diesem Lichte sind zwei oder drei der
Vorschläge, die die CDU in dem neuen Gesetzent-
wurf präsentiert, zumindest diskutabel. Die paritäti-
sche Quotierung gehört hierzu nicht, ebenso wenig
eine Extremismusklausel. Was jetzt geschieht, geht
über einzelne Änderungen weit hinaus und lässt ei-
ne Unterstützung respektive eine breitere gesell-
schaftliche Debatte, die umfassende Verfassungs-
änderungen nahelegt oder erforderlich macht, ver-
missen. Schon von daher ist verfassungspolitische
Zurückhaltung geboten.

Nun im Einzelnen zu Ihren Vorschlägen: Wenn et-
wa in Ihrem Vorschlag zur Änderung des Artikels 93
Abs. 1 von „durchschnittlich notwendig entstehen-
den Aufwendungen“ die Rede ist, so ergibt diese
Formulierung keinen Sinn. Der Vertreter des Ge-

meinde- und Städtebunds hat im Ausschuss klarge-
macht, dass der Streit darin besteht, was als ange-
messener finanzieller Ausgleich angesehen werden
soll. Hierüber, sehr verehrte Kollegen der CDU und
der anderen Fraktionen, muss diskutiert werden,
aber weniger in der Verfassung als vielmehr im ent-
sprechenden einfachen Gesetz, dem Finanzaus-
gleichsgesetz.

Aus dem Gesetzentwurf in Drucksache 7/1628
möchte ich darüber hinaus noch den Einfall der Ein-
führung eines sogenannten Volkseinwands aufgrei-
fen. Seit Jahr und Tag hört man von der Union,
dass direkte Demokratie von Übel sei. Diesem Den-
ken entsprechen auch die geltenden Regelungen
zu Volksbegehren und Volksentscheid in Artikel 82,
die ja mit hohen Quoren so ausgestattet sind, dass
sie de facto wirkungslos bleiben. Und jetzt kommt
ausgerechnet die CDU daher und simuliert mit dem
Volkseinwand Sympathien für direktdemokratische
Entscheidungen.

Aber natürlich sind das Nebelkerzen, denn die pra-
xisuntauglichen Quoren will die Union auch in die
Neuregelung zum Volkseinwand übernehmen. So
veralbert man das Volk, meine Damen und Herren.
Das, sehr geehrte Kollegen, können Sie sich spa-
ren.

(Beifall AfD)

Wer wirklich dafür ist, den Bürgern mehr Mitent-
scheidungsmöglichkeiten einzuräumen, der senkt
die Quoren. Aber davon wollen Sie nichts wissen,
weil nämlich Ihr altes Misstrauen gegenüber dem
Volk auch den vorgelegten Gesetzesentwurf be-
stimmt. 

Das Misstrauen der CDU gegenüber dem Volk
kommt auch in dem vorgeschlagenen Gesinnungs-
artikel oder Extremismusartikel zum Ausdruck, den
die CDU dem Artikel 83 Abs. 3 der Verfassung an-
fügen will. Letztlich handelt es sich um eine andere
Beschreibung der Grundsätze des Artikels 44
Abs. 1 der Verfassung. Dort ist das Demokratie-
und Rechtsstaatsprinzip ausführlich beschrieben.
Wichtig ist hier aber etwas anderes: Wir haben hier
zwar kein Antifa-Staatsziel, wie es von Rot-Rot-
Grün gewünscht wird, aber auch der CDU-Rege-
lungsvorschlag weist in Richtung Gesinnungsstaat,
und zwar insbesondere, wenn man die Begründung
dazu liest. Da will die Union nämlich eine Orientie-
rung an verfassungsrechtlichen Grundwerten fest-
schreiben.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Was ist da-
ran Gesinnungspolitik?)

Meine Damen und Herren von der CDU, wissen Sie
eigentlich, wie oft das Substantiv „Wert“ oder „Wer-
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te“ in der Landesverfassung steht? Genau null Mal.
Wenn die Werte gar nicht in der Verfassung stehen,
wer bestimmt dann über diese Grundwerte, Herr
Zippel? Ist es die Regierung, der Verfassungs-
schutz, 

(Beifall AfD)

die CDU? Und schon wird das Ganze wieder welt-
anschaulich. Genau das wollen Sie aber angeblich
durch diese Verfassungsergänzung ausschließen.
Schon klar. 

Meine Damen und Herren, die Verfassung spricht
von Grundsätzen. Die sind greifbar, genauso wie
die Rechtsnormen und die Rechtsprinzipien, aus
denen die Verfassung besteht. Die gelten, die müs-
sen umgesetzt werden und da braucht es keine Be-
rufung auf angebliche Werte. 1993, als die Verfas-
sung in Kraft trat, da wusste die CDU das alles
noch, aber inzwischen bringt sie Gesetzentwürfe
ein, die sich wie eine mittelmäßige Seminararbeit
im Grundkurs öffentliches Recht lesen.

Das ist – mit Verlaub – traurig. Sie sehen, es ist
überwiegend recht dürftig, aber immerhin finden
sich in dem Gesetzentwurf ein paar Ideen, die über-
legenswert sind. Ich denke an das Konnexitätsprin-
zip, das die Finanzierung kommunaler Ausgaben
sichern soll. Ja, eine einschlägige Regelung hält
auch die AfD für geboten. Wie die aussehen soll, ist
aber letztlich noch im Ausschuss zu diskutieren.

Auch die Aufnahme der Schuldenbremse hat eine
disziplinierende Wirkung für die öffentliche Hand
und verpflichtet zur gewissenhaften Verplanung der
Steuergelder. 

Trotz der Mängel des Entwurfs werden wir einer
Ausschussüberweisung der Drucksache 7/1628 zu-
stimmen. 

Das gilt allerdings nicht für die Drucksache 7/1629,
denn dieser Entwurf zur Verfassungsänderung ist
viel problematischer. Immerhin dokumentiert die
CDU mit ihm, dass sie jetzt ganz und gar in der
Phraseologie des linksgrünen Zeitgeistes angekom-
men ist. Thüringen ist vielfältig, heißt es da brav,
und, natürlich, Vielfalt bereichert unsere Gesell-
schaft. Das lesen wir bei der Problemstellung. Ganz
im Sinne der politischen Korrektheit, die sich in die-
sen Phrasen kundtut, hat sich die CDU auf die Su-
che nach einer Gruppe begeben, die als angeblich
diskriminiert identifiziert werden kann. Und die CDU
ist fündig geworden. Es sind die älteren Menschen.
Gewiss, es ist nicht auszuschließen, dass es ver-
einzelt Altersdiskriminierung auch hierzulande gibt.
Wenn wir die Konsequenzen bedenken, die die
staatlich verordneten Corona-Maßnahmen für die
älteren Bürgerinnen und Bürger in den Pflegehei-

men hatten, kann einem der Gedanke schon kom-
men. Aber dennoch ist Altersdiskriminierung kein
massives Gesellschaftsproblem hierzulande und
man sollte solche Probleme auch nicht herbeire-
den. 

(Beifall AfD)

Aber genau das macht dieser Gesetzentwurf, um
dann eine Lösung anzubieten, nämlich das Alter als
weiteren auszuschließenden Diskriminierungsgrund
in Artikel 2 der Verfassung aufzunehmen. Das ist
eine Regelung, derer es gewiss nicht bedarf, weil
es bereits das allgemeine Diskriminierungsverbot in
Artikel 3 Grundgesetz gibt. Im Übrigen ist durch Ar-
tikel 19 des AEUV entsprechend und durch Bun-
desgesetz im Allgemeinen Gleichstellungsgesetz,
dem AGG, eine Regelung gefunden worden. Es
mangelt somit an einem Regelungsbedarf und einer
entsprechenden Regelungslücke. Es bedarf auch
keiner Regelung, die die Integration von Auslän-
dern als Auftrag des Landes und seiner Gebietskör-
perschaften festlegt und das noch in einem neuen
Verfassungsartikel, der sich wie seine eigene Aus-
führungsverordnung liest. Der von der CDU vorge-
schlagene Artikel wäre die verfassungsrechtliche
Verankerung einer staatlich geförderten Fluchtan-
reizindustrie. Mag sein, dass die CDU so etwas will.
Für die AfD bleibt es dabei, dass Integration keines-
wegs Aufgabe des Staats ist, sondern Bringschuld
jener, die hier dauerhaft leben wollen.

(Beifall AfD)

Und, meine Damen und Herren, dem steht die Ver-
fassung schon jetzt nirgendwo entgegen und so
sollte man es auch belassen.

Es ist nicht zu sehen, dass der vorliegende Gesetz-
entwurf einen Gewinn für unser Gemeinwesen
bringt. Das Gegenteil ist der Fall. So sehen wir kei-
nen Grund, den Gesetzentwurf in der Drucksa-
che 7/1629 an den Ausschuss zu überweisen und
enthalten uns diesbezüglich. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Sesselmann. Das
Wort hat Abgeordnete Marx für die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Marx, SPD:
Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen,
die Sache mit der Vielfalt, das ist nicht das Ding der
AfD. Ich will nur sagen, das Gegenteil von Vielfalt
ist Einfalt und mehr muss man zu Ihren Ausführun-
gen, glaube ich, nicht sagen.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich möchte jetzt nicht die ganze Liste der CDU-Vor-
schläge noch mal durchdeklinieren, obwohl jeder
für sich und jeder Vorschlag das wirklich auch ver-
dient hat. Ich meine das vollkommen wertneutral,
denn ich denke, wir haben im Ausschuss noch ge-
nügend Zeit.

Ich möchte einige Aspekte herausgreifen. Die Pari-
tät, dass Sie das Verbot einer gesetzlichen Vor-
schreibung von Quotierung in die Verfassung auf-
nehmen wollen: Abgesehen davon, dass es keine
Verbote in der Verfassung gibt – dazu ist schon viel
gesagt worden –, wundert mich so ein bisschen
auch der mangelnde Respekt Ihrer Fraktion vor der
Rechtsprechung. Es dürfte Ihnen ja nicht entgan-
gen sein, dass dieses Urteil des Thüringer Verfas-
sungsgerichtshofs durchaus umstritten war und ist
und dass es auch eine Beschwerde dagegen beim
Bundesverfassungsgericht gibt, dass es auch ande-
re Landesverfassungsgerichte gibt, die noch über
ähnliche Gesetze befinden. Das reicht, denke ich,
nicht dazu aus, ein solches Verbot in eine Verfas-
sung einzutragen und zeigt vielleicht auch ein biss-
chen eine Angst davor, dass Ihre Listen dann viel-
leicht auch mal anders aussehen müssten.

Ich möchte mich auch noch mal wirklich dagegen
wenden, dass die AfD behauptet hat, hier wäre so
ein beliebiger Katalog eingebracht worden. Es ist
so, dass ganz viele Vorschläge, die die CDU hier
noch mal wiederholt, sie auch schon in der letzten
Legislaturperiode eingebracht und immer mal wie-
der diskutiert hat. Ich denke, wir sollten niemandem
hier die Ernsthaftigkeit absprechen, sich Gedanken
zu machen, wie unsere Verfassung 26 Jahre nach
der ersten Verfassung jetzt noch mal auf einen
neueren Stand zu bringen ist. 

Dennoch ist natürlich vieles auch aus unserer Sicht
kritikwürdig. Schon in der letzten Legislaturperiode
konnte ich mich mit Ihrem fakultativen Referendum
nicht anfreunden – und meine Partei auch nicht –,
dass es jetzt Volkseinwand heißt, das finde ich fast
noch schlimmer. Ich weiß, dass in Sachsen eine
Koalition besteht, der auch meine Farben angehö-
ren, die ein solches Vorhaben in einen Koalitions-
vertrag hat Eingang finden lassen – das verstehe
ich nicht, muss ich auch nicht. Wir sind hier in Thü-
ringen und ich empfehle Ihnen allen, mal die Lektü-
re eines juristischen Aufsatzes, eines verfassungs-
rechtlichen Aufsatzes in der „Neuen Justiz“, Jahr-
gang 2020, auf den Seiten 89 ff., von zwei Profes-
soren, die sich mal mit dem Volkseinwand in Sach-
sen beschäftigt haben. Und all das, was dort steht,
trifft auch genau auf Thüringen zu, nämlich, dass
wir hier genau wie in Sachsen eine Verfassung ha-

ben, die abschließend regelt, wer die gesetzgeben-
de Gewalt innehat. 

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE: Das
Volk!)

Das ist einmal die Mitte des Landtags, die Landes-
regierung oder Volksbegehren. Das sind die drei
Schienen der Gesetzgebung. Jetzt schreiben Sie
ganz offenherzig in die Begründung Ihres Vor-
schlags zum Volkseinwand hinein: Gemäß Arti-
kel 45 Satz 1 Thüringer Verfassung ist das Volk die
Quelle der Staatsgewalt. Mit dem neuen Artikel 82a
Thüringer Verfassung wird ein zusätzliches Instru-
ment zur Verwirklichung des Willens des Volkes ge-
schaffen und so einem gewachsenen Partizipati-
onsbedürfnis der Bevölkerung Rechnung getragen.
– Sie meinen also, wir brauchen noch was Viertes,
nämlich neben dem Recht des Parlaments, Ge-
setze zu machen, und neben dem Recht der Regie-
rung, Gesetze vorzuschlagen, und neben dem
Recht, durch Volksbegehren Gesetze einzubringen,
brauchen Sie jetzt noch ein Recht, Gesetze anzu-
halten. Dieser Vorschlag, dieser Kühlschrank-Ef-
fekt, dieser Freeze-Effekt, ist das, was bei uns
schon in der letzten Legislaturperiode keinerlei Be-
geisterung auslösen konnte. Auch jetzt soll es im-
mer noch so sein, dass ein Gesetz eingefroren
wird, zwar nicht mehr auf unabsehbare Zeit, bis
dann ein eventuelles Referendum endgültig da-
rüber entschieden hat, ob das Gesetz nun vom Volk
kassiert werden soll, sondern erst mal – in Anfüh-
rungszeichen – nur für 100 Tage, aber auch das be-
deutet einen unzulässigen Eingriff in die Gesetzge-
bungskompetenzen, wie wir sie in Artikel 81 und
eben auch in Artikel 45 Satz 1 festgelegt haben. 

Jetzt haben wir eben bei den letzten Rednerinnen
und Rednern über Ihren Artikel 83 Abs. 3 ausführ-
lich diskutiert, wo Sie jetzt anfügen wollen, wie die
Pflicht zur aktiven Verteidigung der Verfassung aus-
sieht. Da soll stehen: „Es ist die Verpflichtung aller
staatlichen Gewalt und die Verantwortung aller Bür-
ger, im Rahmen des Rechts allen Bestrebungen
entgegenzutreten, die diese Grundsätze der staatli-
chen Gemeinschaft aktiv in Frage stellen.“ Arti-
kel 83 nimmt dann diese Verfassungsartikel in Be-
zug, die mit einer Ewigkeitsgarantie versehen sind,
darauf hat die Kollegin Baum vollkommen richtig
hingewiesen. Das führt zu dem Paradoxon, dass,
wenn Sie Artikel 45 ein neues Instrument hinzufü-
gen wollen, Sie sich also genau im Kreise derer be-
wegen, die Sie in Artikel 83 Abs. 3 verdammen, Sie
müssen dann nämlich eigentlich Widerstand gegen
Ihren eigenen Gesetzesvorschlag leisten, denn der
ist von Artikel 45 nicht gedeckt. Artikel 45 müsste
geändert werden. Die Verfassung sieht vor, dass
der nicht geändert werden darf, stellt ihn unter die
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Ewigkeitsgarantie und Sie schnippeln noch hinten
dran in Artikel 83, dass jeder, der diesen ewigkeits-
garantierten Werten entgegentritt, nicht nur von der
staatlichen Gewalt bekämpft werden kann, sondern
auch alle Bürger aufstehen und dem entgegentre-
ten müssen. Ich stehe jetzt hier auch schon mal mit
auf mit meiner SPD und wir stehen also der Bestre-
bung entgegen, dem Artikel 45 ein weiteres, dort
nicht vorgesehenes Volksrecht einzufügen, dessen
es nicht bedarf,

(Beifall SPD) 

sondern das vielmehr hier die legitime Gesetzge-
bungsfunktion des Landtags zum Erliegen bringen
könnte. 

Ich verkenne nicht, dass Sie aufgrund der Diskus-
sion der letzten Legislaturperiode gesagt haben: Ja,
da kann man noch ein Eilbedürfnis einfügen, dass
vielleicht doch ein Gesetz gleich in Kraft treten
kann, aber, wie gesagt, ich empfehle Ihnen einfach
die Lektüre, die sagt, das ist nicht erforderlich und
es reicht aus und es ist vollkommen systemwidrig,
zu sagen, der Gesetzgeber darf angehalten wer-
den, aber gleichzeitig kann ein Volksbegehren Ge-
setze einführen. Das macht keinen Sinn und das
verlagert die Kompetenzen zur Gesetzgebung un-
maßstäblich auf das Volk. 

Mit Artikel 83 Abs. 3, dieser eigenen Formulierung
fangen Sie sich selbst ein, das ist Ihnen jetzt wahr-
scheinlich noch nicht aufgefallen, aber ich hoffe, ich
habe Ihnen das verständlich machen können. 

Wenn Sie sagen, Sie haben damit einen Extremis-
musbegriff gefunden, wo man also künftig jetzt
ständig klar definieren könnte, woran sich Verfas-
sungsfeindlichkeit ausmacht, da wundere ich mich.
Denn wenn ich Ihnen diesen Satz ein drittes Mal in
Ruhe vorlese: „Es ist die Verpflichtung aller staatli-
chen Gewalt und die Verantwortung aller Bürger, im
Rahmen des Rechts allen Bestrebungen entgegen-
zutreten, die diese Grundsätze der staatlichen Ge-
meinschaft aktiv in Frage stellen.“ Da frage ich
mich: Was soll der Verfassungsfreund tun? Also
wenn er diese Handlungsanforderung von Ihnen
gestellt bekommt, muss der demonstrieren gehen?
Reicht das, wenn er Leserbriefe schreibt? Es geht
um das aktive Entgegentreten gegenüber Leuten,
die diese Grundsätze der staatlichen Gemeinschaft
aktiv infrage stellen. Das ist eine sehr komplizierte
Formulierung, ich weiß nicht, wer sich die ausge-
dacht hat, die ist jedenfalls neu in diesem Zug der
Verfassungsdiskussion. Ich glaube nicht, dass wir
uns auf so etwas einigen können, was man über-
haupt nicht versteht. Das ist, glaube ich, das Wich-
tigste an der Verfassung: Dass sie auch verständ-
lich ist für diejenigen, die sie anwenden sollen.

Es gibt Dinge in Ihren Vorschlägen, die wir grund-
sätzlich befürworten. Darauf sind auch andere
schon eingegangen. Natürlich sind wir auch für eine
Förderung und Forderung nach einer besseren Ab-
sicherung des Ehrenamts und auch die Nachhaltig-
keit – das sind Dinge, die bestimmt in eine erneuer-
te Verfassung gehören. 

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber das ist eine Sache, wo wir typischerweise
auch einen echten Anlass haben, nämlich dadurch,
dass das nicht irgendwie den Stuben unserer Mitar-
beiter oder den eigenen Verfassungsverliebtheiten
entspringt, sondern dass es da auch eine breite Be-
wegung bei den Bürgerinnen und Bürgern gibt. Ich
erinnere noch mal daran, dass die Forderung nach
dem Ehrenamt vor der letzten Landtagswahl zuerst
von den Feuerwehren gekommen ist und dass wir
hier deswegen auch etwas aufnehmen, was die
Bürgerinnen und Bürger sich wünschen. 

Es ist schon darauf hingewiesen worden, dass die
erste Thüringer Verfassung 1994 in einer Volksab-
stimmung abgesegnet wurde und dass dem auch
eine lange Diskussion vorausgegangen ist. Deswe-
gen möchte ich am Ende doch dazu aufrufen, dass
wir uns bei unseren gegenseitigen Vorschlägen
nicht um originelle Formulierungen bemühen, die
wieder keiner versteht, sondern wirklich um Dinge,
die uns nachhaltig, auch verfassungsrechtlich nach-
haltig wirklich weiterbringen. In dem Zusammen-
hang diskutieren wir gern mit Ihnen weiter – auch
an den Punkten, die ich eben eher kritisch beleuch-
tet habe.

Zum Abschluss vielleicht auch noch mal zur Schul-
denbremse. Das ist auch eine ganz alte Forderung
der CDU und die kommt jetzt zu diesem Zeitpunkt
wirklich absolut zur Unzeit. 

(Beifall DIE LINKE)

Die Schuldenbremse steht schon in der Landes-
haushaltsordnung. Unsere Finanzministerin hat in
der letzten Legislaturperiode über 1 Milliarde Euro
Schulden getilgt. Daher kann man auch unter der
jetzigen Rechtslage wunderbar Schulden tilgen. Sie
wollen jetzt eine Verfassungsänderung hier in Thü-
ringen und Vorgaben des Grundgesetzes umset-
zen, doch bereits vor der Corona-Krise ging die
Empfehlung aus Teilen der Wissenschaft in eine
ganz andere Richtung. So haben erst letzten No-
vember das Institut der deutschen Wirtschaft und
das Institut für Makroökonomie und Konjunkturfor-
schung gefordert, die grundgesetzliche Schulden-
bremse zumindest teilweise für dringend benötigte
Investitionen zu öffnen. Gerade in der Corona-Krise
wird deutlich, welche Investitionen alle Bundeslän-
der und nicht nur Thüringen zum Beispiel bei Kran-
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kenhäusern und Schulen werden leisten müssen.
Darüber hinaus haben derzeit bekanntlich ganze
Branchen Existenzängste und daher wurde diese
Schuldenbremse wirklich nicht zur richtigen Zeit am
richtigen Ort von Ihnen in die Diskussion gebracht, 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

sie birgt nicht dafür, dass unsere Bürgerinnen und
Bürger zuversichtlich in die Zukunft schauen kön-
nen, sondern erzeugt eher Ängste, wie wir jetzt ge-
meinsam und solidarisch durch diese Krise kom-
men können. 

Tatsächlich habe ich jetzt länger geredet, als ich
dachte. Lesen Sie diesen Aufsatz, da finden Sie
noch mal alles zu Ihrem Volkseinwand, warum Sie
das besser lassen sollten, und wir diskutieren das
dann weiter im Ausschuss. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Kollegin Marx. Das Wort hat jetzt
Frau Abgeordnete König-Preuss. Entschuldigung,
ich habe das erst nicht gesehen.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:
Ganz weit links, da, wo das Herz schlägt.

(Beifall DIE LINKE)

(Unruhe CDU)

Wissen Sie, was ich spannend finde? Hier stand
ein Abgeordneter der AfD-Fraktion, der Sie als
CDU mit Ihrem Gesetzentwurf aus meiner Sicht
ganz schön angegriffen und Ihnen einiges vorge-
halten hat. Da gab es keinerlei Zwischenrufe, da
gab es keinerlei Störungen. Kurz vorher hat eine
Abgeordnete der Grünen gesprochen und hat Posi-
tionen geäußert unter anderem zu sogenannten un-
sichtbaren Quoten, die real existieren, und da sind
die Männer der CDU, die Männer der FDP und die
Männer der AfD abgegangen. Das war, ehrlich ge-
sagt, ganz schön krass. Und ich finde … 

(Heiterkeit AfD, CDU, FDP)

Ja, Sie können darüber lachen, das passt. Das
passt.

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Was ande-
res passt auch nicht! Das ist doch lächerlich!)

Ich finde, Sie sollten sich das mal anhören. Sie soll-
ten sich anhören, wie Sie in die Rede der Kollegin
Wahl mit Zwischenrufen eingegriffen haben. Ich ha-
be kein Problem mit Zwischenrufen, 

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Ich habe
vorhin dazwischengerufen, ich rufe jetzt da-
zwischen, wenn es mir nicht gefällt. Das ist
eine Frechheit!)

das können Sie auch gern bei mir machen. Und wie
Sie bei dem Abgeordneten der AfD dazwischen ge-
gangen sind. Die Frau Kollegin Wahl wurde regel-
recht unterbrochen in ihrer Rede, 

(Unruhe CDU)

musste immer wieder anfangen, und das ist bei
dem Redner der AfD verrückterweise nicht passiert.
Ich habe wirklich sehr bewusst darauf geachtet.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Ich bitte jetzt doch um Ruhe im Saal. Das Wort hat
die Abgeordnete König-Preuss.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:
Ich finde es spannend, mit welcher Emotionalität
hier CDU-Abgeordnete reagieren, wenn Frauen am
Pult etwas zum Thema „Parität“ sagen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich glaube, einen besseren Beweis braucht man
gar nicht, dass es genau diese benötigt. 

Ich will noch eine zweite Sache sagen, und zwar
haben Sie uns ja ideologische Einseitigkeit vorge-
worfen aufgrund der Klauseln, die wir fordern – eine
Antifaschismusklausel, eine Antirassismusklausel
und eine Klausel gegen Antisemitismus. Wenn Sie
das als ideologische Einseitigkeit verstehen, ich
glaube, dann wäre es dringend notwendig, sich
noch mal historisch mit der Geschichte Deutsch-
lands zu beschäftigen, sich mit den Ereignissen seit
1990 auseinanderzusetzen, oder auch, sich mit den
Ereignissen, die Sie in Ihrem eigenen Gesetzent-
wurf formuliert haben, konkreter auseinanderzuset-
zen. Sie schreiben „Halle“, Sie schreiben „Hanau“,
Sie schreiben „Kassel“. Sie schreiben nicht „NSU“,
Sie schreiben nicht „Nordadler“, Sie schreiben nicht
„Nordkreuz“, Sie schreiben nicht „Turonen“, Sie
schreiben nicht – das könnte ich jetzt höchstwahr-
scheinlich eine Stunde lang aufzählen – „Com-
bat 18“, „Blood and Honour“ usw. usf. Das schrei-
ben Sie nicht. 

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Das
war ein CDU-Politiker, der erschossen wur-
de!)
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(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Ja,
aber Sie verharmlosen das mit dieser Extre-
mismusklausel!)

Ich bin noch nicht fertig. 

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Ja,
ich will es ja nur sagen!)

Ich habe gerade gesagt: Ja, Sie schreiben „Kassel“,
Sie schreiben „Halle“, Sie schreiben „Hanau“. Und
das ist vollkommen richtig, das zu schreiben. Nur
die Logik, die daraus folgt, ist vollkommen falsch.
Nämlich die Extremismusklausel, die Sie am Ende
versuchen umzusetzen und durchzusetzen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Keines der drei von Ihnen benannten Attentate, bei
denen Menschen umgebracht wurden, hat irgend-
was mit links zu tun. Auch nicht die anderen in den
letzten Jahren erfolgten Morde haben irgendetwas
mit links zu tun. Das sind alles Morde, die von
rechts geschehen sind. 

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist eine
Lüge!)

Ich glaube, auf diese Zwischenrufe von der AfD
sollte man an dieser Stelle wirklich nicht eingehen,
weil das als solches schon eine Diffamierung ge-
genüber den Opfern rechter Gewalt ist. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das Grundproblem dieser Extremismustheorie, die-
ser Gleichsetzung ist als solches ein Teil des grö-
ßeren Problems, vor welchem wir gerade in
Deutschland stehen, welches immer mehr Opfer
fordert, und das kontinuierlich. Machen Sie sich das
doch mal bitte bewusst. Sie schreiben es in Ihrem
eigenen Antrag. Sie schreiben über Herrn Lübcke,
der ermordet wurde. Sie erwähnen Hanau mit neun
Toten rechter Gewalt. Sie erwähnen Halle mit zwei
Toten rechter Gewalt und Dutzenden, die in einer
Synagoge saßen und Angst hatten, während drau-
ßen ein rechter Attentäter versucht hat, diese Syn-
agoge in die Luft zu jagen, die Menschen umzubrin-
gen. Das jährt sich in der kommenden Woche zum
ersten Mal. Und dann sagen Sie, wir brauchen eine
Extremismusklausel. 

Das ist purer Zynismus angesichts dessen, was in
Deutschland in den letzten Jahren und auch aktuell
passiert. Und das ist eine nicht nur absolut falsche
Politik, sondern das ist eine Politik, die diesen
Rechten am Ende sogar noch Aufwind gibt. Ich
danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete König-Preuss. Gibt
es jetzt noch Wortmeldungen aus den Reihen der
Abgeordneten? Herr Prof. Voigt.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen! Werte Kollegin König, ich will ehrlich
sein, ich war bei dem Redebeitrag nicht im Raum,
deswegen kann ich jetzt nicht sagen, ob reingeru-
fen wurde, wann oder nicht. Aber der CDU abzu-
sprechen, dass sie für Pluralität der Gesellschaft,
für die Gleichberechtigung von Mann und Frau
steht, oder zu behaupten, dass sie für unterschiedli-
che Benachteiligungen in der Gesellschaft nichts
übrighat, 

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Das habe ich nicht gesagt!)

das finde ich – offengestanden – eine ziemliche
Verkürzung dessen, was wir selber leben, was wir
vorleben, was wir als Partei umsetzen. Ich kann es
Ihnen nicht ersparen: Die erste weibliche Bundes-
kanzlerin stammt von der CDU, nicht von jemand
anderem.

(Beifall CDU)

Das hat auch etwas damit zu tun, dass wir ohne
Ansehen der Person genau dafür werben, dass alle
Menschen trotz ihrer Unterschiedlichkeit die glei-
chen Chancen haben sollten. Das ist unsere DNA.
Uns die abzusprechen und so zu tun, als ob – weil
wir bei der einen mehr rein rufen als bei dem ande-
ren – dahinter ein politisches Konzept stecken wür-
de, entlarvt Sie viel mehr als uns.

(Beifall CDU, FDP)

Das finde ich – offengestanden – echt schwierig
und intellektuell herausfordernd, zumal ich weiß,
dass Sie das viel, viel besser können.

Jetzt will ich zum zweiten Punkt kommen: Auch die
Frage der Extremismusklauseln können wir gern
noch mal diskutieren, können wir auch hier diskutie-
ren in diesem Raum, können wir im Ausschuss dis-
kutieren. Aber dann sollten wir es nicht nur auf der
Grundlage von Wikipedia-Wissen machen, sondern
ernst nehmen. Wenn Sie sich gestern hier hinstel-
len

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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– nein, jetzt darf ich mal ausreden – und sagen, ja,
ja, das ist ja Wegbereitung der neuen Rechten, die
Fragestellung „nationale Revolution“. Ich hätte den
Begriff vielleicht auch nicht gewählt, aber eins ge-
hört zur historischen Wahrheit dazu: Das ist ein Be-
griff von Ernst Niekisch. Ernst Niekisch ist ein Bol-
schewist gewesen. Der hat genau dieses Gedan-
kengut vorgedacht. Er ist am Ende dann sogar über
die SPD, die USPD in der SED gelandet. Das ist
derjenige, der das zum ersten Mal verwendet hat.
Da will ich Ihnen eins sagen: Da bringt es halt auch
nichts, wenn man immer so tut, als wenn man da-
rüber eine konzeptionelle Idee hätte, wenn man sie
nicht hat.

(Beifall CDU, FDP)

Ich finde, wir sollten über Konzepte streiten. Wir
können auch gern darüber reden, wer historisch
richtig oder falsch liegt. Aber bitte sprechen Sie ei-
ner CDU nicht ab, dass wir alles dafür tun würden,
gegen Radikalität, gegen Extremismus, gegen Leu-
te, die gegen Juden und gegen Minderheiten agie-
ren, dass wir gegen die in demselben Maße antre-
ten und diese demokratische freiheitliche Gesell-
schaft verteidigen wie Sie vielleicht auch. Das, finde
ich, sollten wir uns unter Demokraten nicht abspre-
chen. Wir sollten uns nicht absprechen, dass wir
uns für Menschenrechte einsetzen.

Ich weiß, dass Sie es besser wissen. Wir haben in
der letzten Legislaturperiode dafür gesorgt, dass es
hier einen Freundeskreis Israel gibt. Dafür habe ich
mich persönlich eingesetzt, weil ich der tiefen Über-
zeugung bin – und wir begehen heute 900 Jahre jü-
disches Leben in Thüringen –, dass das ein Teil un-
serer Kultur ist. Genau aus dem Grund müssen wir
diese religiöse Freiheit schützen. Setzen wir uns
dafür in der Verfassung ein, aber bitte nicht alles in
einen Topf werfen, umrühren und so tun, als wür-
den wir das nicht demokratisch genauso verteidi-
gen wie andere in diesem Raum.

Deswegen: Bitte sprechen Sie uns nicht ab, dass
wir mit denselben Werten für diese freiheitliche de-
mokratische Gesellschaft streiten.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Prof. Voigt. Das Wort hat für die
FDP-Fraktion Abgeordneter Montag. 

Abgeordneter Montag, FDP:
Werter Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen! Liebe Frau König-Preuss, Ih-
ren Redebeitrag habe ich persönlich als Frechheit
empfunden. Ich sage Ihnen eins auch gleich vor-

weg: Meine Zwischenrufe sind geschlechtsneutral,
ich rufe dann dazwischen, wenn hier vorn jemand
Quatsch erzählt. 

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das sind sie nicht!)

Das will ich auch gern begründen, und zwar aus ei-
nem Grund – ich darf das auch mal mit einem histo-
rischen Bezug machen –: Wenn sich hier jemand
vorn hinstellt und Karl Popper zitiert – und das war
der Grund meines Zwischenrufs – und damit sozu-
sagen die Diskussion um Extremisten aufmacht.
Ein Mann, der von den Nationalsozialisten und von
den Kommunisten verfolgt war, dessen Hauptwerk
die offene Gesellschaft und ihre Feinde waren. Sein
Spruch war: Keine Toleranz der Intoleranz gegen
die Extremisten von links, von rechts und von sonst
woher. Dass Sie das bemühen und einen Extremis-
mus über den anderen stellen, obwohl beide unse-
re demokratische Grundordnung bekämpfen, liebe
Frau Wahl, 

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

das fordert zum Widerspruch auf und den müssen
Sie hier in diesem Parlament auch aushalten. Vie-
len Dank.

(Beifall AfD, CDU, FDP)

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Montag. Ich bitte
um ein bisschen Beruhigung im Saal. Es gibt aus
den Reihen der Abgeordneten eine Wortmeldung
des Abgeordneten Möller für die AfD-Fraktion.

Abgeordneter Möller, AfD:
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Frau Kolle-
gin König-Preuss, ich finde es schon interessant,
mit welchen langatmigen Ausführungen Sie vor al-
lem darauf eingehen, wie groß der Widerspruch ge-
gen bestimmte Wortmeldungen von bestimmten
Abgeordneten ist. Ich denke, vor dem Hintergrund
ist es vielleicht auch noch mal sinnvoll zu erwäh-
nen, warum dieser Widerspruch gekommen ist. Ich
denke auch nicht, dass das in irgendeiner Form et-
was mit Männern oder Frauen zu tun hat. Hier geht
es vor allem darum – Frau Wahl sprach in der Tat
vehement für eine Frauenquote 

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Wenn Männer Frauen er-
klären, was das mit Frauen zu tun hat!)

und störte sich insofern natürlich am Gesetzentwurf
der CDU-Fraktion. Aber wissen Sie, das Problem
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ist einfach diese unglaublich engstirnige Sicht, die
dabei zum Ausdruck gekommen ist. Da spricht man
von unsichtbaren Quoten und kann doch immer nur
dieselben Dinge erkennen. Hier in dem Fall die Dis-
kriminierung, die Benachteiligung der Frau. Man
übersieht dabei eigentlich das Offensichtliche. Klar,
es gibt diese unsichtbaren Quoten, beispielsweise
gerade hier in Thüringen. Ich habe neulich eine
Kleine Anfrage von der Landesregierung beantwor-
tet zurückbekommen, wie es aussieht mit Ostdeut-
schen im Staatsdienst. Das Ergebnis ist verhee-
rend, vor allem, wenn Sie sich die höheren Besol-
dungsgruppen angucken. Das können Sie eben
nicht mehr erklären mit unterschiedlichen Lebens-
läufen, unterschiedlicher Leistungsbereitschaft. Da
gibt es in der Tat offensichtlich eine klare Diskrimi-
nierung – eine unsichtbare Quote.

(Beifall AfD)

Aber das können Sie in Ihren Zwanzigern mit einem
abgebrochenen Masterstudium, die immer nur nach
oben gefallen ist,

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Was erlauben Sie sich ei-
gentlich!)

überhaupt nicht nachvollziehen, denn Sie haben
nie diese Form von Diskriminierung auch nur an-
satzweise erlebt. Deswegen können Sie auch nur
Ihre grünen, kommunistischen, ideologischen
Gleichbehandlungs- oder Diskriminierungsfantasien
hier ausleben.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das sorgt am Ende in der Tat natürlich für Wider-
spruch.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie sind ein Widerling!)

Da sind wir beim Thema „Werte“. Wenn wir schon
über solche Fragen derart weit auseinander sind
hier in der parlamentarischen Vertretung des Vol-
kes, dann dürfte doch eines klar sein: Es wird kaum
ein Konsens herzustellen sein, wie man den Begriff
von Werten auslegt, wenn er so nebulös formuliert
ist, wie er teilweise eben leider auch im Gesetzent-
wurf der Fraktion der CDU formuliert ist. Das spricht
aus unserer Sicht natürlich dagegen, solche weite-
ren Rechtsunklarheiten auch noch ins Verfassungs-
gefüge mit aufzunehmen.

(Beifall AfD)

Vielleicht noch eine kurze Anmerkung zu Frau Kö-
nig-Preuss. Sie versuchen ja immer wieder, Ihren

Blick ausschließlich in Richtung des Rechtsextre-
mismus und Ihr Wegschauen in Sachen Linksextre-
mismus dadurch zu erklären, dass es angeblich
Morde von links nie gibt oder gar nicht gibt. Das ist
einfach gelogen. Ich sage es Ihnen klipp und klar.
Da brauche ich gar nicht die RAF-Morde aus den
90er-Jahren zu thematisieren. Da kann ich zum
Beispiel auch auf den Mord an Herrn Weizsäcker –
ich glaube im letzten Jahr – zurückgreifen.

(Zwischenruf Prof. Dr. Hoff, Minister für Kul-
tur, Bundes- und Europaangelegenheiten
und Chef der Staatskanzlei: Der war psy-
chisch krank!)

Ach, der war psychisch krank! Das ist ja hochinte-
ressant. 

(Beifall AfD)

Soll ich Ihnen sagen, was er für ein Motiv hatte?
Das hören Sie nämlich nicht gern, Herr Hoff. 

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: De-
finieren Sie das!)

Das Motiv war, dass der Bruder von Herrn Weizsä-
cker – der leider schon tot ist, an dem konnte er
sich nicht mehr rächen – in einem Unternehmen tä-
tig war, welches dieser psychisch kranke Mann in
Verbindung gebracht hat mit dem Krieg der Ameri-
kaner gegen das vietnamesische Volk. 

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das ist doch nicht Ihr
Ernst!)

Hinter diesem Mord steht eine ganz knallharte
linksextreme internationalistische, amerikafeindli-
che Ausrichtung. Und das ist typisch links – typisch
linkes Mordmotiv. Das hat dazu geführt, dass dieser
Mann ums Leben gekommen ist. 

(Beifall AfD)

Klar wollen Sie das nicht hören. 

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Weil es nicht stimmt.)

Es gibt weitere Beispiele. Schauen Sie sich nur
zum Beispiel den Beinah-Mord Anfang dieses Jah-
res auf einer Demonstration in Stuttgart an. Dass
der Mann, der da ins Koma geprügelt worden ist,
nicht tot ist, das ist nicht Linken zu verdanken, die
auf ihn eingeschlagen haben, sondern den Passan-
ten, die dagegen eingegriffen haben. 

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE)

Gerade Sie, Frau König-Preuss, sollten still sein,
immerhin haben Sie direkte Kontakte gehabt zu
Leuten, die hier in Thüringen Bomben gebastelt ha-
ben, 
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(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

die laut Wikipedia einen ganzen Trolley mit Apex-
Komponenten zusammengebaut haben. 

(Unruhe DIE LINKE)

Wahrscheinlich wäre sogar die Hamas stolz auf
diese Bombenbaukünste gewesen. 

(Beifall AfD)

Das sind Leute gewesen, mit denen Sie direkten
Kontakt haben. Und Ihre Distanzierung in dem Zu-
sammenhang hätten Sie sich sparen können. Die
ist so was von unglaubwürdig. Gerade Sie sollten in
der Frage so klein mit Hut sein. 

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

Vizepräsident Bergner:
Herr Abgeordneter Möller, Ihre Rede hat sicherlich
nicht zur Mäßigung beigetragen, aber, Frau Kolle-
gin Henfling, für die Vokabel „Widerling“ erteile ich
eine Rüge. 

(Beifall AfD)

Frau Abgeordnete Müller, bitte. 

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:
Ich nehme Ihnen das wirklich ab, dass Sie sagen,
Sie stemmen sich auch gegen Rassismus, Faschis-
mus und Antisemitismus. Doch leider müssen wir
feststellen – und das ist auch deutlich erkennbar –,
nicht alle in der CDU Thüringen bekennen sich so
klar wie Sie vielleicht hier jetzt gerade am Pult zu
diesen Zielen und zu diesen Werten. 

(Zwischenruf Abg. Gottweiss, CDU: Das ist
eine Frechheit!)

Ich nenne mal Beispiele – und jetzt brüllt einer der
Richtigen –: Greiz, Gera, wo auf kommunaler Ebe-
ne Zusammenarbeit mit der AfD praktiziert wird.
Und Sie unterstützen auch gerade 

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Nicht nur
dort!)

jetzt wieder die Debatte, dass hier eine Gleichset-
zung mit Links- und Rechtsextremismus stattfindet.
Eins will ich noch mal sagen: Bei diesem Bomben-
attentäter und denen, die diese Bombe gebastelt
haben, war es ein AfD-Anhänger,

Vizepräsident Bergner:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:
der daran beteiligt war. Vielleicht denken Sie doch
noch mal darüber nach, ob es nicht richtiger wäre,
Antifaschismus, Antirassismus als Staatsziele fest-
zusetzen. Ich danke Ihnen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Danke schön. Jetzt sehe ich keine Wortmeldungen
mehr aus den Reihen der Abgeordneten und
schaue in Richtung Landesregierung. Herr Minister
Adams, Sie haben das Wort. 

Adams, Minister für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, erlauben Sie mir, kurz zu
Anfang auf das einzugehen, was der Abgeordnete
der AfD hier gerade eben vorgetragen hat. Mir
scheint es, als sei dies die Woche der Entlarvung
der AfD. Sie haben sich mit Verve hier hingestellt
und haben versucht, eine junge Kollegin zu beleidi-
gen. Wie klein, Herr Möller, wie klein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie glauben, auch noch ein gewisses Recht dazu
zu haben, wenn Sie Anleihen zur Biografie, die Sie
im Übrigen offensichtlich gar nicht ordentlich ken-
nen, nehmen. Und Sie glauben, damit jemanden
diskreditieren zu können. Ich will Ihnen mal sagen,
wie ideologisch verbrämt Sie und Ihre Partei sind.
Das können Sie nämlich ganz leicht sehen, wenn
Sie mal auf die Facebook-Seite Ihres Kreisver-
bands der AfD schauen. Wenn das eine schlecht
wäre, nämlich als Studentin in einen Thüringer
Landtag zu kommen, dann müsste ja nach Ihrer
Vorstellung der Mensch aus einem handfesten
Handwerkerberuf, der als Hilfsarbeiter – darauf bin
ich stolz – angefangen hat, eine Lehre gemacht
hat, gearbeitet hat, zu einem Studium gekommen
ist und am Ende sogar einen bundesdeutschen an-
erkannten Fachhochschulabschluss bekommen
hat, gut sein, wenn er erst mit 41 in ein Parlament
kommt. Schauen Sie sich mal an, wie Sie – Sie per-
sönlich – und Ihre Fraktion darüber reden.

Ich glaube, eines ist in dieser Woche klargeworden:
Es geht bei Ihnen um Ideologie und es geht darum,
dass in Ihren Köpfen mehr Beton als Grips ist – um
das mal klarzustellen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Und wenn eines zu dieser Verfassungsdebatte heu-
te passt, dann ist es das Bekenntnis, dass ein Thü-
ringer Landtag bitte immer aus sehr jungen Men-
schen und Menschen im Rentenalter besteht, dass
er aus Handwerkerinnen und Handwerkern, aus Ar-
beiterinnen und Arbeitern, aus Angestellten aus der
Verwaltung, aus Lehrerinnen und Lehrern, aus Ju-
risten und bitte auch immer aus Intellektuellen be-
steht, denn nur dann bilden wir die Vielfalt unserer
Gesellschaft – und die gilt es zu unterstreichen, die
gilt es zu verteidigen –, nur dann bildet er diese
Vielfalt auch wirklich ab.

(Beifall DIE LINKE)

Und es wäre schön, das zwei Tage vor dem Tag der
Deutschen Einheit noch mal deutlich zu machen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die von
der CDU eingebrachten Gesetzentwürfe zur Ände-
rung der Thüringer Verfassung betreffen in erster
Linie den Thüringer Landtag in seiner Funktion als
Gesetzgeber. So ist es auch vornehmlich Aufgabe
der Mitglieder dieses Hohen Hauses, darüber zu
debattieren. Ich freue mich, dass mit so viel Enga-
gement heute die Debatte um die Verfassung ge-
führt worden ist, wie man sie weiter gestalten muss.
Ob dieses oder jenes sinnvoll ist, ist dabei für mich
gar nicht so wichtig, sondern wichtig ist, dass wir –
und ich sage das ganz pathetisch, gern an dieser
Stelle mal ganz pathetisch – am Fast-Vorabend des
3. Oktober, der sich zum 30. Mal jährt, wieder ein-
mal diskutieren und darauf schauen, was für dieses
Land wichtig ist, welche Normen wollen wir setzen,
welches Fundament soll unserer Rechtsprechung,
soll unserer Gesetzgebung zugrunde liegen. Und
das, meine ich, ist eine wirklich lohnende Debatte.
Deshalb auch vielen Dank für alle sachlichen, gern
auch kontroversen Beiträge, die hier geboten wur-
den.

Insbesondere ist natürlich auch der Verfassungs-
ausschuss hierzu einberufen worden, der sich be-
reits in verschiedenen Sitzungen mit der Änderung
der Thüringer Verfassung befasst hat. Lassen Sie
mich daher meinen Redebeitrag auf einige wenige
Ausführungen zu den Regelungsinhalten begren-
zen. 

Zunächst komme ich zu dem Gesetzentwurf in der
Drucksache 7/1628, dem Entwurf für die Reform
des Staatsorganisationsrechts. Hier will die CDU
mit den Nummern 1 und 6 des Änderungsgesetzes
die Wahlrechtsgrundsätze der Artikel 46 und 95 der
Verfassung des Freistaats Thüringen ergänzen und
ausdrücklich aufnehmen, dass jegliche Vorgabe zur
paritätischen Aufstellung von Wahlbewerbern ver-
boten wird. – Das war schon Gegenstand der De-
batte.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer das
Urteil des Thüringer Verfassungsgerichtshofs vom
15. Juli 2020 liest, erkennt, eine solche Änderung
der Verfassung ist nicht nötig. Der Thüringer Ver-
fassungsgerichtshof hat in der Entscheidung am
15. Juli 2020 das Thüringer Paritätsgesetz für nicht
mit der Thüringer Verfassung vereinbar erklärt. Eine
solche Änderung, wie sie die CDU vorschlägt, hätte
eigentlich nur Sinn, wenn man tatsächlich glaubt,
dass dieses Urteil nicht lange Bestand haben wür-
de. Und das, glaube ich, denkt die CDU nicht. Oder
andersherum gesagt: Eine Änderung der Thüringer
Verfassung wäre nur nötig, wenn man ein anderes
Ergebnis, nämlich die Öffnung in Richtung Parität,
die Öffnung in Richtung einer Quotenregelung er-
möglichen wollen würde. Das, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, werden Sie engagiert dis-
kutieren, da bin ich mir ziemlich sicher.

Mit dem Vorschlag in Nummer 2 reklamiert die
CDU-Fraktion mehr Klarheit für das Wahlverfahren
der Ministerpräsidentin oder des Ministerpräsiden-
ten durch Änderung von Artikel 70 Abs. 3 der Ver-
fassung des Freistaats Thüringen. Es soll geregelt
werden, dass bei nur einem Bewerber derjenige ge-
wählt ist, der mehr Ja- als Neinstimmen auf sich
vereint. Außerdem soll es nach dem Vorschlag zu-
künftig die Möglichkeit einer Bedenkpause zwi-
schen dem zweiten und dritten Wahlgang von bis
zu 14 Tagen geben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, als für
das Verfassungsrecht zuständiger Minister begrüße
ich ausdrücklich eine Klarstellung der Regelung zur
Ministerpräsidentenwahl. Nicht erst bei der letzten
Wahl gab es vertiefte Diskussionen zur Frage des
Wahlergebnisses bei der Aufstellung nur eines
Kandidaten im dritten Wahlgang. Allerdings könnte
– und das muss hier auch die Debatte leiten – der
Vorschlag der CDU-Fraktion zu einem Stillstand in
Thüringen führen. Es würde ermöglicht, dass, auch
wenn es einen Kandidaten oder eine Kandidatin für
das Ministerpräsidentinnen- oder Ministerpräsiden-
tenamt gäbe, diese verhindert werden könnte. Auf
Stabilität gerichtet ist aber ein ganz anderer Gedan-
ke, nämlich, wenn sich nur ein Kandidat bereit er-
klärt, dann soll dieser auch die Verantwortung über-
tragen bekommen. Wer das verhindern will, muss
eine Gegenkandidatin/einen Gegenkandidaten auf-
stellen. Nur so kommt man in die Form der kon-
struktiven Politik, meine sehr verehrten Damen und
Herren.

Das war im Übrigen auch offensichtlich schon der
Gedanke bei unseren Verfassungsgebern, die das
meiner Einschätzung nach so gewollt haben. Die
Landesregierung der letzten Legislatur hatte hierzu
auch ein Gutachten eingeholt, welches zu einem
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klaren Ergebnis kommt. Insofern wäre eine Klarstel-
lung der immer wieder streitbefangenen Formulie-
rung sehr begrüßenswert. Allerdings wäre eine Um-
wandlung hin zu einer negativen Mehrheit sicherlich
nicht sehr hilfreich, denn eine solche Einführung
der negativen Mehrheit, also einer Möglichkeit, eine
Regierungsbildung zu verhindern, nimmt nicht die
ganze Verfassung in den Blick, denn in anderen
Bundesländern, wo es ähnliche Regelungen gibt,
hat man das Konstrukt, das automatisch mit der
Nichtwahl des Ministerpräsidenten die Auflösung
des Parlaments und die Richtung zu Neuwahlen
eingeschlagen wird. Das hat die Thüringer Verfas-
sung so nicht. Selbst wenn man unterstellen würde,
dass die Thüringer Verfassung eine solche Rege-
lung hätte, dann bliebe immer noch die hohe Hürde
des Artikels 50 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 der Verfassung,
nämlich einer notwendigen Mehrheit von zwei Drit-
teln seiner Mitglieder auf Antrag eines Drittels der
Mitglieder. Das heißt, selbst wenn wir die Konstella-
tion hätten, dass es automatisch zu diesem Antrag
kommen würde, müsste eine enorm hohe Hürde
überschritten werden. Was passiert, wenn diese
nicht überschritten wird? Dann landet Thüringen im
Stillstand. Das darf nicht das Ergebnis dieser Ver-
fassungsreform sein. Aber auch darüber werden
Sie vertieft mit den Anzuhörenden diskutieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit
Nummer 3 des Änderungsgesetzes wird ein Instru-
ment der Demokratie vorgeschlagen – auch das
wurde schon diskutiert –, der sogenannte Volksein-
wand. Ein ähnlicher Entwurf wurde bereits im Jahr
2016 im Thüringer Landtag erfolglos als Gesetzent-
wurf eingebracht, damals unter der Bezeichnung
„fakultatives Referendum“. Inhaltlich stellt der
Volkseinwand oder das fakultative Referendum die
Möglichkeit eines Vetorechts gegen ein Landesge-
setz dar. Genau deshalb ist dieser als systemfrem-
der Ansatz durchaus zu bezeichnen und verfas-
sungsrechtlich enorm umstritten. Es wäre auf jeden
Fall ein Novum in der Thüringer Verfassung und –
ich kann es nur immer wieder sagen – Sie werden
das intensiv im Verfassungsausschuss diskutieren.
In der letzten Legislatur haben Sie das schon disku-
tiert und Sie werden das auch in dieser Legislatur
diskutieren.

Ein weiterer Vorschlag des Änderungsgesetzes in
der Nummer 5 enthält eine Neugestaltung des Kon-
nexitätsprinzips. Es sollen nicht mehr nur die der
Gemeinde übertragenen staatlichen Aufgaben fi-
nanziell ausgleichspflichtig sein, sondern auch ge-
setzlich veranlasste Änderungen der Aufgaben des
eigenen Wirkungskreises, insbesondere auch Stan-
dardänderungen. In der Begründung wird darauf
verwiesen, dass vergleichbare Regelungen bereits
in anderen Ländern bestehen. Das ist allerdings,

glaube ich, nur ein Verweis und bedeutet noch lan-
ge nicht, dass diese Erweiterung auch eine bessere
Regelung sein würde.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie wis-
sen, dass das Thüringer Ministerium für Inneres
und Kommunales zu dieser Frage ein Gutachten
beauftragt hat und darüber schon intensiv nach-
denkt und mit dem Gutachten überprüft, wie hier
gehandelt werden kann, wie hier zum einen die
Kommunen unterstützt, aber zum anderen auch die
Interessen des Landes gewahrt werden können.
Sie werden entscheiden müssen, ob Sie dieses
Gutachten abwarten und sich damit vertieft befas-
sen und darauf auch Ihre Entscheidung begründen.

In jedem Fall ist ein Hinweis an dieser Stelle sehr
wichtig: Dass die Einführung neuer Begriffe nicht
unbedingt zu neuen, anwendungssicheren Rege-
lungen führt. Hier sollte insbesondere auch bei der
inhaltlichen Erweiterung auf den eigenen Wirkungs-
kreis der Gemeinden an bewährten Formulierungen
festgehalten werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in den
abschließenden beiden Änderungsvorschlägen zur
Änderung der Verfassung im Bereich des Staatsor-
ganisationsrechts in Nummern 7 und 8 erfolgen
haushalterische Grundsatzentscheidungen. Viele
Abgeordnete haben darüber schon gesprochen. Ei-
nes ist dabei wichtig: Wenn man die Grundgesetz-
norm in die Thüringer Verfassung überträgt, dann
sollte man sie eigentlich wortgleich übertragen, um
genau den Effekt, den Sie erreichen wollen, näm-
lich, dass das, was im Grundgesetz geregelt ist,
auch genauso in Thüringen geregelt sein soll, auch
vollständig zu erreichen. Es ist dabei allerdings zu
beachten, dass es eigentlich dieser Änderungen
nicht bedarf, denn das Grundgesetz gilt, egal ob wir
es in unserer Verfassung haben oder in einfachge-
setzlichen Regelungen noch einmal umgesetzt ha-
ben. Das Grundgesetz gilt und bindet uns durch Ar-
tikel 109 des Grundgesetzes, die sogenannte
Schuldenbremse. 

Interessanter dabei ist allerdings der Vorschlag der
Einführung eines Initiativrechts des Parlaments zur
Änderung eines beschlossenen Haushalts durch
Änderung des Artikels 99 Abs. 3 der Verfassung
des Freistaats Thüringen. Ich möchte der Diskus-
sion in den zuständigen Ausschüssen auch hier
nicht vorgreifen, aber an dieser Stelle nur so viel:
Die Grundsätze der Aufstellung des Haushalts gel-
ten auch für dessen Änderung. Dies könnte entge-
gen der Einschätzung der CDU, wie sie sich in der
Gesetzesbegründung darstellt, von gleicher Kom-
plexität sein, vor allem wenn, wie offensichtlich be-
absichtigt, mit einem Nachtragshaushalt eine ande-
re Zielrichtung gegeben werden soll. Aber auch das
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– wie schon mehrfach gesagt – werden Sie intensiv
diskutieren.

Zu den Fragen der Vorschläge zu den Staatszielen
haben sich auch alle Kollegen hier noch einmal
deutlich geäußert. Es ist auch schon klargemacht
worden, dass die Frage der Altersdiskriminierung in
verschiedenen internationalen Regelungen, die für
uns bindend sind, aber auch durch die einfachge-
setzliche Ebene geregelt ist. Die Ehrenamtsförde-
rung, das ist sehr erfreulich und das ist ja auch –
sage ich mal – Ziel schon weiterer Änderungsanträ-
ge vieler Fraktionen gewesen. Insofern darf man
darauf hoffen, dass dieses wichtige Ziel auch über-
nommen wird.

Zum Schluss kann ich nur darauf verweisen: Ich
freue mich natürlich als Bündnisgrüner sehr da-
rüber, dass die Debatte um den Schutz der Umwelt
auch noch mal in die Verfassung getragen wird, ob-
wohl wir da schon eine weitgehende Regelung ha-
ben. Aber der Begriff der Nachhaltigkeit – das hat,
glaube ich, schon eine der letzten Anhörungen im
Verfassungsausschuss gezeigt – ist möglicherwei-
se nicht der richtige und muss noch mal überprüft
werden, ob er auch die gewünschten Effekte brin-
gen kann.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich
möchte an der Stelle beenden und meiner Freude
darüber Ausdruck verleihen und das noch mal un-
terstreichen, dass der Thüringer Landtag so inten-
siv mit einem eigenen Ausschuss und mit verschie-
denen Änderungsgesetzen zur Thüringer Verfas-
sung in diesem wichtigen Jahr, dem 30. Jahr der
deutschen Einheit, die Debatte sucht über die Fun-
damente, über unsere Werte. Ich glaube, das ist al-
lemal eine Diskussion wert und es ist wunderbar,
dass wir diese in diesen Tagen führen konnten. Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN) 

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Minister Adams. Herr Minister
Adams, Sie sind kein Abgeordneter, sonst wäre die
Geschichte mit dem Beton im Kopf durchaus einen
Ordnungsruf wert gewesen. Ich möchte Sie bitten,
auch in Verantwortung des Kabinetts die Würde
des Hauses zu beachten. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zur
Abstimmung. Wird Ausschussüberweisung bean-
tragt und – wenn ja – an welchen Ausschuss? 

(Zwischenrufe aus dem Hause: Verfassungs-
ausschuss!) 

Weitere Ausschüsse nicht. Es ist also nur der Ver-
fassungsausschuss beantragt. Wer der Überwei-
sung an den Verfassungsausschuss zustimmen
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Ich
sehe Zustimmung aus allen Fraktionen. Gegenstim-
men? Enthaltungen? Das ist nicht der Fall. 

Dann bitte ich jetzt die Parlamentarischen Ge-
schäftsführer zu mir. 

Bevor hier Feierabendstimmung aufkommt, müssen
wir schon noch arbeiten, nämlich den Punkt 6 müs-
sen wir ebenfalls noch überweisen. Wer der Über-
weisung zustimmt, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. Das ist die Zustimmung aus den Fraktio-
nen der CDU, Bündnis 90/Die Grünen, der SPD,
der FDP, Linke. Gegenstimmen? Keine. Enthaltun-
gen? Mit Enthaltungen aus der AfD-Fraktion ist das
ebenfalls überwiesen, meine Damen und Herren. 

Dann möchte ich Sie darauf aufmerksam machen,
dass am morgigen Freitag um 8.30 Uhr die außer-
planmäßige Sitzung des Verfassungsausschusses
im Raum F 101 stattfindet. 

Meine Damen und Herren, die Fraktionen sind
übereingekommen, dass wir mit Blick auf die jetzt
ohnehin überfällige Lüftungspause keinen weiteren
Tagesordnungspunkt aufrufen. Ich bedanke mich
für die engagierte Diskussion und wünsche Ihnen
einen angenehmen Abend. Bis morgen.

Ende: 18.43 Uhr
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